
Preußen lebt – als Idee, als Ide-
al und vielleicht auch irgend-
wann wieder als staatsrechtli-

che Realität. Jedenfalls dürfte das
rigorose Verdikt der Siegermächte
des Zweiten Weltkriegs, die den
Staat Preußen zum Symbol alles
Üblen auf dieser Erde, insbesondere
des Militarismus, hochstilisiert und
folglich für tot erklärt hatten, nicht
das letzte Wort der Geschichte ger-
wesen sein.

Vor zwei Jahren, als wir den 300.
Jahrestag der Krönung des ersten
preußischen Königs – im ostpreußi-
schen Königsberg – feierten, gab es
die ersten, noch behutsamen Anzei-
chen einer Wiederbelebung Preu-
ßens. Ein sozialdemokratischer Lan-
desminister dachte in Potsdam laut
darüber nach, warum eigentlich ein
aus Brandenburg und Berlin zu-
sammengeschlossenes neues Bun-
desland nicht Preußen heißen sollte.
In der offiziellen Feierstunde der
Landsmannschaft Ostpreußen ging
Festredner Prof. Wolfgang Stribrny
noch einen Schritt weiter und ent-
warf die Vision eines aus Berlin,
Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern und Sachsen-Anhalt zu-
sammengewachsenen Bundeslands
Preußen.

Die Vision erregte viel Aufmerk-
samkeit, wurde – wie nicht anders
zu erwarten – auch kritisiert, aber
doch nicht im bislang gewohnten
Stile total verdammt. In der Öffent-
lichkeit, auch jenseits der deutschen
Grenzen, war der Begriff Preußen
nicht mehr einseitig negativ besetzt. 

Nach Ablauf des Preußenjahres
aber wurde es wieder still um Preu-
ßen. Diese Zeitung, die sich inzwi-
schen den Zusatztitel Preußische
Allgemeine Zeitung gegeben hatte,
war so ziemlich die einzige, die
noch regelmäßig über preußische
Tugenden, preußische Geschichte
und Preußens Zukunft schrieb. 

Doch war die gute Idee auch in
der politischen Klasse nicht voll-
ends in Vergessenheit geraten. Den

jüngsten Vorstoß machte der stell-
vertretende FDP-Vorsitzende Walter
Döring: Er regte eine grundlegende
Neuordnung der Länderstruktur an,
mit nur noch neun Bundesländern,
darunter einem aus Berlin und
Brandenburg zu bildenden Preußen. 

Die Idee verdient schon deshalb
Beachtung, weil offensichtlich mehr
als eine „Einzelmeinung“ dahinter-
steckt. Es kann kein Zufall sein, daß
hochrangige Repräsentanten der
SPD, der Union, der Grünen und
der FDP nahezu zeitgleich öffentlich
über eine Neuordnung der Bundes-
länder nachdenken. Christine
Scheel von den Grünen will mit elf
Ländern auskommen, dem Christ-

demokraten Wolfgang Schäuble
würden sogar acht oder sieben Län-
der reichen. Und Sozialdemokrat
Matthias Platzeck erinnert an die
überfällige Selbstauflösung des von
ihm regierten Landes Brandenburg
zwecks Verschmelzung mit Berlin.
Ob er damit liebäugelt, selber ein-
mal preußischer Ministerpräsident
zu werden, ließ er vorerst noch un-
erwähnt.

Immerhin: Die Reform der födera-
len Struktur der Bundesrepublik
Deutschland steht weiterhin auf der
Tagesordnung – und da ist auch
Platz für die Idee, eines der neuen
Länder Preußen zu nennen. 
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PREUSSENS WIEDERGEBURT –
EINE REALISTISCHE VISION?

Der jüngste Vorstoß kommt vom stellvertretenden Vorsitzenden der Liberalen

De Gaulle hatte Großes vor. Er
sah früh die Gefahr aus dem

Osten, kannte aus eigenem Erleben
die Dominanz der Angelsachsen bei
den Alliierten und wollte dennoch
ein unabhängiges Europa. Die einzi-
ge Alternative war ein enges Bünd-
nis der karolingischen Kernstaaten
Frankreich und Deutschland. Sei-
nen mißtrauischen Landsleuten sag-
te der General: „Die Deutschen wer-
den immer in Europa bleiben, die
Amerikaner nur vielleicht.“ Den
weltpolitisch mutlosen Nachbarn
rief er vom Balkon des Bonner Rat-
hauses zu: „Ihr seid ein großes Volk,
jawohl, ein großes Volk!“ Mit Robert
Schumann und Jean Monnet hatte
der Visionär Mitstreiter, die sich
auch auf das Tagesgeschäft verstan-
den, mit Konrad Adenauer einen
kongenialen Freund und Partner.
Der Kanzler sprach inhaltsschwer
von der „Schicksalsgemeinschaft“.
Sie habe die jahrhundertealte Erb-
feindschaft zwischen den beiden
Völkern beendet und sie sei grund-
legend für Europas Zukunft. 

Das ist der Kontext. Der deutsch-
französische Vertrag zog einen
Schlußstrich unter die Vergangen-

heit und öffnete eine Perspektive für
eine gemeinsame Zukunft in Euro-
pa. Es ist bezeichnend, daß in dem
Vertrag keine Klausel zu finden ist
für seine Auflösung. Die vor vierzig
Jahren feierlich im Élysée-Palast be-
siegelte Freundschaft soll kein Ende
haben. Es ist auch bezeichnend, daß
der Vertrag so weit und umfassend
gestaltet ist, daß die vergangenen
vier Jahrzehnte ihn keineswegs aus-
geschöpft haben. Die Nachfolger de
Gaulles und Adenauers fanden im-
mer neue Möglichkeiten, im kultu-
rellen, im sozialen, im sicherheits-
politischen Bereich. Er war und ist
die Quelle von Jugendaustausch,
von Kommissionen, Ministergre-
mien, regelmäßigen gemeinsamen
Kabinettsrunden. Er ist Vorbild für
andere Völkerverständigungen, et-
wa die deutsch-polnische. 

Aber de Gaulle sah noch weiter.
Der Visionär von Colombey-les-
Eglises erwog mit Adenauer, den er
als einzigen deutschen Politiker auf
seinen Landsitz einlud, sogar die
Idee einer Konföderation der karo-
lingischen Kernstaaten. Aber Ade-
nauers Kräfte reichten nicht mehr.
Er trat noch im Herbst desselben

Jahres der Unterschrift unter den
Vertrag als Kanzler zurück. Sein
Nachfolger Ludwig Erhard konnte
mit dem Angebot des Generals,
auch die Verfügungsgewalt über die
Force de Frappe zu teilen, mithin
Deutschland gekoppelt an Frank-
reich sozusagen in die Tafelrunde
der Atommächte aufzunehmen,
nichts anfangen. Er fürchtete die
amerikanische Reaktion – schon die
Reaktion Kennedys auf den Élysée-
Vertrag war ungehalten, der Unmut
in den Reihen der Atlantiker zu
Hause längst nicht abgeebbt – und
lehnte das mündlich offerierte und
von seinem Berater und Biograph
Osterheld beschriebene Angebot ab. 

Seither geht es mit dem Vertrag
voran im Stil der Echternacher Pro-
zession. Erhard versteht de Gaulle
und seine Vision nicht, unter Willy
Brandt und Pompidou fällt das Werk
trotz aller Lobesworte (entente ele-
mentaire, Kernbündnis für Europa)
in einen Tiefschlaf, Männer wie Gis-
card d’Estaing und Helmut Schmidt
nutzen die wirtschaftspolitischen

DER KAROLINGISCHE KERN EUROPAS
Jürgen LIMINSKI zum 40. Jahrestag des Élysée-Vertrags

Die Neuordnung der Bundes-
länder ist aus verschiedenen

Gründen überfällig. In Größe
und Bevölkerungszahl, vor al-
lem aber der Wirtschaftskraft
sind die heutigen Länder ein-
fach zu unterschiedlich; ein
Saarland, dessen Regierungs-
chef Spötter gern als Landrat
von Saarbrücken titulieren,
oder ein Stadtstaat Bremen,
der auf der Liste deutscher Me-
tropolen erst im Mittelfeld er-
scheint – sie passen nicht zu
übermächtigen Giganten wie
Nordrhein-Westfalen. 

Damit ist bereits ein zweiter
Punkt angesprochen. Viele
Bundesländer sind nicht histo-
risch und ethnisch zusammen-
gewachsen, sondern wurden
nach dem Krieg künstlich ge-
schaffen, zum Teil unter massi-
vem Druck der Siegermächte.
Die heutige Ländereinteilung
steht also, was die historische
Begründung betrifft, auf recht
wackeligen Füßen. 

Ein Drittes: 16 Landesregie-
rungen mit Ministerien und
obersten Behörden, 16 Landes-
parlamente mit dem ganzen
daran hängenden Troß – da
sieht zumindest der Bund der
Steuerzahler größtes Einspar-
potential. Ob er damit recht
hat und hier wirklich etwas ein-
zusparen wäre, ist eine andere
Frage (die Hans Heckel auf Sei-
te 24 dieser Ausgabe beant-
wortet!). H.J.M.
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Historisches Dokument:
Am 22. Januar 1963 wur-
de in Paris der deutsch-
französische Vertrag unter-
zeichnet; das Originalfoto
mit einer Sonderbriefmar-
ke und einem Sonderstem-
pel erinnerte 25 Jahre spä-
ter, am 22. Januar 1988, an
die beiden Protagonisten
Konrad Adenauer und
Charles de Gaulle. Lesen
Sie in dieser Ausgabe, wie
heute, aus der Sicht des
22. Januar 2003, der Ver-
trag und seine seit 40 Jah-
ren andauernde Wir-
kung zu bewerten sind.

Foto: Mahlitz
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GUTE IDEE ZUR FALSCHEN ZEIT

Groß war die Aufregung, nachdem
Renate Künast gedroht hatte, daß
die großen Schnäppchenjagden in
Deutschland ein Ende haben soll-
ten. Zum Schutze der Verbraucher
und des mittelständischen Handels
müßten die großen Discounter ih-
ren Preiskampf zügeln. Während die
Ministerin für Landwirtschaft und
Verbraucherschutz die Qualität der
Güter – vor allem aus dem landwirt-
schaftlichen Bereich – wahren will,
behaupten andere, sie belaste die
Verbraucher nur zusätzlich. SSeeiittee 22

Politik 

RUSSLANDS FLIRT MIT JAPAN

Langsam, aber stetig verschieben
sich in Asien die Machtverhält-
nisse. Allein Chinas riesige Hu-
mankapazitäten sichern dem Land
eine neue Rolle in der Welt. Japan
sowie Rußland haben nun erkannt,
daß nur eine Zusammenarbeit die
jeweilige Stellung der beiden Län-
der retten oder sogar verbessern
kann. Die beiden Regierungschefs
Koizumi und Putin beschlossen so
die ersten wirtschaftlichen Koope-
rationen. SSeeiittee 33

Kultur

LEICHTE MUSE

Noch heute summt man seine Lie-
der mit, wenn sie im Rundfunk er-
klingen. Walter Kollo, der Meister
der leichten Muse, schrieb unzäh-
lige Melodien für das Kabarett
und die Operette. Mehr über den
Neidenburger, der vor 125 Jahren
geboren wurde, auf SSeeiittee 1122

Geschichte

KEINE GNADE

Vor 60 Jahren beschlossen die Alli-
ierten in Casablanca, den Zweiten
Weltkrieg nur unter der Vorausset-
zung einer „bedingungslosen Kapi-
tulation“ Deutschlands zu beenden.
Warum die Gegner Deutschlands
keine Gnade walten ließen, erfahren
Sie auf SSeeiittee 1133
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Ganz schön kühn, die Frau Ministerin: Renate
Künast will die Verbraucher schützen – nicht

vor zu hohen, sondern vor zu niedrigen Preisen.
Für ihre Forderung, mit neuen, verschärften Wett-
bewerbs- und kartellrechtlichen Regelungen Lock-
angebote und Preisdumping zu bekämpfen, be-
kam sie Gegenwind von fast allen Seiten. Ihr eige-
ner Kabinetts-Chef Gerhard Schröder meldete
Zweifel an, Oppositions-Vize Friedrich Merz
schimpfte über die „durchgeknallte“ Verbraucher-
schutzministerin, Bild titelte kurz und bündig „Un-
sinn“, und der Präsident des Bundeskartellamtes,
Ulf Böge, befand kühl, die bestehenden Regelun-
gen seien durchaus „ausreichend“.

Dabei hatte die grüne Ministerin es doch so
gut gemeint! In Wirklichkeit will sie die Ver-
braucher nämlich nicht vor Schnäppchen im
Supermarkt schützen, sondern vor einem Verfall
der Qualität landwirtschaftlicher Produkte. Und
da hat sie eigentlich recht.

Man muß nicht unbedingt ein ideologisch Fi-
xierter des extremen Öko-Landbaus sein, um zu
wissen, daß hohe Qualität ihren – nicht nur
sprichwörtlichen – Preis hat. Das gilt bereits für
pflanzliche Produkte: Der Verzicht auf umwelt-
belastende und gesundheitsschädigende Dün-
gemittel und Pestizide ist nicht zum Nulltarif zu
haben. Und bei tierischen Produkten muß man
erst recht tiefer ins Portemonnaie greifen, wenn
man Wohlschmeckendes von artgerecht und na-
türlich gehaltenen Kreaturen verspeisen will. 

Ein Beispiel aus der Pflanzenwelt: Holländi-
sche Treibhaus-Tomaten sind zwar billig,
schmecken aber im besten Falle nach gar nichts;
allenfalls finden sie Anerkennung unter PR-
Fachleuten als erfolgreiche Methode, in rote
Haut verpacktes Wasser zu verkaufen. Noch
schlimmer geht es im Tierreich zu: Die Haltung
in Legebatterien und Mastkäfigen wird nicht
nur – völlig zu Recht – als Tierquälerei und übel-
ste Geschäftemacherei geahndet, auch qualita-
tiv liegen wahre Welten zwischen einem tiefge-

frorenen „Fabrik“-Hähnchen und einem Poulet
de Bresse – die Hühnchen aus der Schlemmerre-
gion um Lyon werden als weltweit wohl-
schmeckendstes Federvieh gerühmt; freilich
sind sie auch die mit Abstand teuersten. 

Es gibt eben eine Preisschwelle, unterhalb der
Qualität überhaupt nicht mehr machbar ist. Es
ehrt die grüne Ministerin, daß sie die Verbrau-
cher vor den damit verbundenen Gefahren
schützen will. Und ihrem Vorstoß kann auch
deshalb Sympathie abgewonnen werden, weil
der gegenwärtige Preiskampf den traditionel-
len mittelständischen Einzelhandel vollends ka-
puttmacht und nur den Branchenriesen nützt.
Immerhin beherrschen sechs Handelsketten 80
Prozent des deutschen Lebensmittelmarktes.
Zudem schadet der Preisverfall den Bauern, die
mehrheitlich um qualitativ hochwertige Pro-
dukte bemüht sind.

Aber warum mußte Frau Künast ausgerechnet
jetzt vorpreschen? In diesen Tagen erhalten
Millionen deutsche Arbeitnehmer ihre erste Ge-
haltsabrechnung des neuen Jahres – für die mei-
sten ein gewaltiger Schock: Vater Staat als Stra-
ßenräuber. Höhere Sozialabgaben, höhere
Steuern, weniger netto, und das bei steigenden
Gebühren und Preisen: Da können viele es sich
gar nicht mehr leisten, nach dem Qualitäts-
niveau ihres täglichen Brotes zu fragen. Da muß
gespart werden, da kann man nicht mehr fra-
gen, ob die Eier von freilaufenden Hühnern, die
Milch von glücklichen Kühen und das Schnitzel
von sich artgerecht suhlenden Schweinen
stammt. Und da kann auch auf „Einzelschicksa-
le“ (wie das von „Tante Emma“ an der Ecke) kei-
ne Rücksicht genommen werden.

So bedarf Frau Künasts Vorpreschen im Preis-
krieg der Schnäppchen-Multis einer Ergänzung:
Die grüne Ministerin hätte ihren bei Steuern
und Sozialabgaben federführenden roten Ko-
alitionspartner dringend mahnen müssen: Gebt
den Menschen endlich mehr Geld in die Hand,
statt ihnen immer mehr vom mühsam Erarbei-
teten abzuknöpfen, dann können sie sich auch
beim Essen mehr Qualität leisten. Verbraucher-
schutz als Beitrag zur Steigerung der Volksge-
sundheit und der Eßkultur – und zugleich als
mittelstandsfreundliches Konjunkturprogramm
– da würde wohl nicht nur Deutschlands orga-
nisierte Bauernschaft jubeln. 

Hans-Jürgen Mahlitz:

Künasts grüne
Schnäppchen-Jagd

ENTSCHÄDIGUNG FÜR
ZWANGSARBEITER

Nach dem neuesten Bericht der
Bundesregierung hat die Stiftung
„Erinnerung, Verantwortung und
Zukunft“, die ehemalige Zwangsar-
beiter unter dem NS-Regime ent-
schädigt, bis zum 16. Oktober 2002
rund 1,8 Milliarden Euro an
1.035.110 Opfer ausgezahlt. Bis En-
de September seien davon 546
Millionen Euro über die „Conferen-
ce on Jewish Material Claims
against Germany“ (JCC) an 107.559
Antragsteller geflossen. Weitere 492
Millionen Euro seien zugunsten
von 351.535 Betroffenen in Polen
ausgezahlt worden. In der Ukraine
seien 327 Millionen an 274.743 Lei-
stungsberechtigte gegangen. 64.229
tschechische Antragsteller hätten
147 Millionen Euro erhalten. In
Weißrußland sind den Angaben zu-
folge 124 Millionen Euro an 82.911
Opfer gezahlt worden. In Rußland
hätten 55.927 Personen zusammen
58 Millionen Euro erhalten. Weitere
neun Millionen Euro seien an 7.308
Empfänger in Estland, 2,5 Millio-
nen Euro an 1.961 Empfänger in
Lettland und 1,4 Millionen Euro an
765 Litauer gegangen. Das Vermö-
gen der Bundesstiftung hat dem Be-
richt zufolge am 30. September
2002 rund 3,02 Milliarden Euro be-
tragen. Das ursprüngliche Gesamt-
vermögen der Stiftung belief sich
danach auf rund 5,16 Milliarden
Euro. Das Vermögen des separat an-
gelegten Fonds „Erinnerung und
Zukunft“, ursprünglich 700 Millio-
nen DM, habe Ende September
rund 353,06 Millionen Euro betra-
gen. Für eine Entschädigung auch
der deutschen Zwangsarbeiter –
vor allem aus den Ostprovinzen –
will sich die Bundesregierung je-
doch weiterhin nicht einsetzen.
Entsprechende Forderungen der
LO werden stets abgelehnt – mit
Hinweis auf das zutiefst bedauerli-
che Schicksal der Betroffenen, an
dem sich leider nichts ändern lasse.

UNABHÄNGIGE WOCHEN-
ZEITUNG FÜR DEUTSCHLAND

Chefredakteur:
Hans-Jürgen Mahlitz

(Verantwortlich f. d. redaktionellen Teil)

Politik, Panorama: Hans Heckel; Kul-
tur, Unterhaltung, Frauenseite: Silke
Osman; Geschichte, Landeskunde,
Literatur: Dr. Manuel Ruoff; Heimat-
kreise, Aktuelles, Landsmannschaft-
liche Arbeit: Florian Möbius; Leser-
briefe: Rebecca Bellano; Ostpreu-
ßische Familie: Ruth Geede; Östli-
ches Mitteleuropa: Martin Schmidt.
Freie Mitarbeiter: Wilfried Böhm,
Pierre Campguilhem (Paris), Dr. Ri-
chard G. Kerschhofer (Wien), General-
major a. D. Gerd H. Komossa, Hans-
Joachim von Leesen, Jürgen Liminski.
Anschrift für alle: Parkallee 84/86,
20144 Hamburg. Verlag: Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V., Parkallee 86,
20144 Hamburg. Das Ostpreußenblatt
ist das Organ der Landsmannschaft
Ostpreußen und erscheint wöchentlich
zur Information der Mitglieder des För-
derkreises der Landsmannschaft Ost-
preußen. – Ab 1. 1. 2003 Bezugspreis
Inland 7,55 E monatlich einschließlich 7
Prozent Mehrwertsteuer. Ausland 9,50
E monatlich, Luftpost 13,20 E monat-
lich. Abbestellungen sind mit einer Frist
von einem Monat zum Quartalsende
schriftlich an den Verlag zu richten.
Konten: Landesbank Hamburg, BLZ
200 500 00, Konto-Nr. 192 344. Post-
bank Hamburg, BLZ 200 100 20, Kon-
to-Nr. 84 26-204 (für Vertrieb); Konto-
Nr. 907 00-207 (für Anzeigen). – Für
unverlangte Einsendungen wird nicht
gehaftet. Rücksendung erfolgt nur,
wenn Porto beiliegt. Für Anzeigen gilt
Preisliste Nr. 24. Druck: Rautenberg
Druck GmbH, 26787 Leer (Ostfries-
land). – ISSN 0947-9597.

Telefon (040) 41 40 08-0
Telefon Redaktion (040) 41 40 08-32
Fax Redaktion (040) 41 40 08-50

Telefon Anzeigen (040) 41 40 08-41
Telefon Vertrieb (040) 41 40 08-42
Fax Anz./Vertrieb (040) 41 40 08-51

http://www.ostpreussenblatt.de
E-Mail:

redaktion@ostpreussenblatt.de
anzeigen@ostpreussenblatt.de
vertrieb@ostpreussenblatt.de

Landsmannschaft Ostpreußen:
http://www.LM-Ostpreussen.de

Bundesgeschäftsstelle: 
info@LM-Ostpreussen.de

Pressestelle:
presse@LM-Ostpreussen.de

Komponenten und Perspektiven des
Vertrags, schaffen die Währungs-
schlange, den Vorläufer des Euro,
Kohl und Mitterrand beleben den
Vertrag, indem sie die sicherheits-
politischen Komponenten ausbauen
und noch einmal vor dem Knochen-
haus bei Verdun Hand in Hand
grenzübergreifend historische Emo-
tionen bewegen. 

Die Wiedervereinigung bringt die
erste, ernsthafte Zerreißprobe. Das
alte Mißtrauen vor Deutschland als
„imperiale Demokratie“, wie der
einflußreiche Historiker und Publi-
zist Alain Minc es höflich um-
schrieb, erwachte. Mitterrand ver-
suchte die Einheit sogar zu
verhindern. Die gewaltlose Revolu-
tion in Mitteleuropa warf Fragen
auf, die die gewohnte Grandeur be-
rührten. Plötzlich schien Frankreich
auf sein Normalmaß geschrumpft zu
sein. 

Eine hektische Reisediplomatie
begann. Aber der Vertrag hatte
schon tiefe Wurzeln geschlagen, die
deutsch-französische Freundschaft
war den Völkern schon so zu einer
Selbstverständlichkeit geworden,
daß das Mißtrauen in der classe po-
litique von Paris fremd anmutete.
Sämtliche Umfragen ergaben ein
deutliches „Oui“ für die Wiederver-
einigung der Deutschen. Auch aus
der Wirtschaft wurden Stimmen
laut, die die antideutsche Politik des
Élysée scharf als obsolet und unrea-
listisch verurteilten. Sehr viel rea-
listischer sei die Haltung Washing-
tons. Und man rechnete dem
Präsidenten vor, daß die Moderni-
sierung und Reparaturarbeiten die
deutsche Wirtschaftskraft – sprich
die Konkurrenz – auf  Jahrzehnte

hinaus binden und erschöpfen wür-
den. Die Neinsager-Politik führe ins
Abseits, das Mitmachen eröffne
mehr Gestaltungs- und Wirtschafts-
räume in Osteuropa. Die neue Devi-
se heiße: Lieber zusammen mit den
zahlenden Deutschen als gegen sie
und gegen die Geschichte. Außer-
dem: Ohne die Deutschen könne
man in Europa nichts bewegen. 

Kohl verstand seinen Freund Mit-
terrand. Er beherzigte wohl auch,
was Stendhal in seinem histori-
schen Roman „Die Kartause von
Parma“ in einem Kapitel über die
Schlacht von Waterloo über seine
Landsleute schrieb: „Zu den Franzo-
sen darf man, sobald es ihre Eitel-
keit verletzt, nicht mehr die Wahr-
heit sagen.“ Kohl pries die Vorzüge
für Europa und für die Freiheit des
alten Kontinents.
Mitterrand willigte
ein, wandelte sich
dann aber in sei-
nen letzten Jahren
zur Kassandra. Im-
mer wieder warnte
er vor einem Auf-
flammen des Na-
tionalismus. Die Wiedervereinigung
wurde nicht zum modernen Water-
loo der Franzosen, aber die neue La-
ge zwang auch sie zum Um- und
Weiterdenken des Vertrags. 

Chirac gelang es, dieses Denken in
Worte zu fassen. Er tat es bezeich-
nenderweise in Berlin, im neuen
Reichstag. Chiracs Rede vor dem
Bundestag im Juni 2000 wurde
landauf, landab als historisch ge-
würdigt. Sie war es nicht nur für Eu-
ropa. Mehr noch war sie es für
Frankreich selbst. Denn für die
Franzosen bedeutet der Vorrang,
den Chirac in Berlin dem Prinzip
der Subsidiarität einräumte, eine ge-
schichtliche Zäsur. Wer die Subsidi-

arität als Gestaltungsprinzip des
künftigen Europa ansieht, der
nimmt Abschied von einem ande-
ren Prinzip, dem des Zentralismus.
Frankreich gibt den Zentralismus
nach und nach auf und vertraut sich
einem geeinten Europa an. 

Wie, ob als Primus inter pares
oder auch als Gleicher unter Glei-
chen – man hat in Paris erkannt,
daß auch auf europäischer Ebene
die Souveränität der Europäer nicht
mehr allein den jeweiligen Natio-
nalstaaten gehört und daß man den
Rest an Souveränität am besten im
Lande bewahrt, wenn man die Zu-
ständigkeiten zwischen Brüssel,
den Hauptstädten und den Regio-
nen genauer regelt. Zum Beispiel
mit einer Verfassung, die den Staa-
ten ein Mitspracherecht in europäi-

schen Dingen ga-
rantiert. Genau
das ist der Fall mit
der Doppelspitze,
die Chirac und
Schröder jetzt
dem Konvent vor-
schlagen. Einen
europäischen Prä-

sidenten will Paris nicht. „Es kann
kein anderes Europa geben, als das
Europa der Staaten“, sagte de Gaul-
le im Mai 1962 auf einer Pressekon-
ferenz. Die Staaten seien die „einzi-
gen gültigen, legitimen und fähigen
Elemente, auf denen man Europa
bauen kann.“ Der Nachfolger des
Generals, Jacques Chirac, bleibt auf
dieser Linie. Der Traum des deut-
schen Außenministers Fischer von
einem mit qualifizierter Mehrheit
gewählten Präsidenten Europas ist
eine Illusion. Diese Planstelle wird
es nicht geben. 

Offenbar hat Paris nicht immer
gute Erfahrungen mit der Kommis-
sion in Brüssel gemacht. Der Brüs-

seler Zentralismus mit seiner Rege-
lungswut bis hin zur Bananenkrüm-
mung bedroht die Souveränität der
Einzelstaaten mehr als die Vorliebe
der Germanen für den Födera-
lismus. Der Realist und Pragmatiker
Chirac zog daraus die Konsequenz,
daß das Europa der Vaterländer ein
Gestaltungsprinzip braucht, das Ge-
walten teilt und Freiheiten garan-
tiert. Und das ist die Subsidiarität.
Sie will er in der künftigen Verfas-
sung verankern. Europa ist zunächst
eine Vision und dann eine wirt-
schaftliche Realität, es fehlt sozusa-
gen das gemeinsame Vaterlandsbe-
wußtsein. Chirac hat kategorisch
verneint, daß es einmal so etwas wie
die Vereinigten Staaten von Europa
geben könnte, er bevorzugt den Be-
griff „Geeinigte Staaten in Europa“.
Das ist Realismus. Es wird kaum je-
mals etwas mehr als eine Wirt-
schaftseinheit, allenfalls einen Ver-
fassungspatriotismus in Europa
geben. 

Das Gesicht des künftigen Europa,
das de Gaulle und Adenauer mit
dem Élysée-Vertrag im Sinn hatten,
gewinnt Konturen. Zu erkennen ist
aber heute auch eine deutlichere
Handschrift Frankreichs. Denn Eu-
ropa ist mit der Doppelspitze einem
Staatenbund näher als einem
Bundesstaat, wie immer die Macht
innerhalb der Staaten verteilt ist.
Daß heute außerdem Berlin sich
den Vorschlägen aus Paris beugt, hat
mit der geschwächten Stellung
Deutschlands in der Welt seit eini-
gen Monaten zu tun. Frankreich hat
die Führung übernommen. Und das
wiederum hat zu tun mit der politi-
schen Qualität des Führungsperso-
nals an der Spitze des Kernbündnis-
ses in Europa. Davon aber war
freilich bei den Feierlichkeiten in
Versailles nicht die Rede. Man war
schließlich unter Freunden. �

DER KAROLINGISCHE KERN EUROPAS …
Fortsetzung von Seite 1

PARIS SPRICHT VON DEN

»GEEINIGTEN

STAATEN IN EUROPA«

MINDERHEITENSCHUTZ

Matthias Sehling, Mitglied des
Deutschen Bundestages, dringt dar-
auf, den Minderheitenschutz expli-
zit in den für Februar erwarteten
Entwurf einer europäischen Verfas-
sung aufzunehmen. „Die Union be-
kennt sich zur Anerkennung der
Identität nationaler Minderheiten
und ihrer Angehörigen sowie zum
Prinzip der Förderung durch beson-
dere Maßnahmen“, sollte nach An-
sicht des MdB die genaue Formulie-
rung lauten. Durch die Verankerung
in der Europäischen Verfassung wä-
ren dann traditionelle Minderheiten
mit ihren kulturellen und sprach-
lichen Eigenarten sowie ihr Beste-
hen in der angestammten Heimat
langfristig geschützt. 

STADTSCHLOSS
Der Wiederaufbau des Berliner

Stadtschlosses ist Gegenstand einer
kleinen Anfrage der CDU/CSU. Die
Bundesregierung soll sagen, welche
Schritte sie bisher unternommen
hat, um den Beschluß des Deut-
schen Bundestages unverzüglich
umzusetzen, demzufolge das Stadt-
schloß unter Berücksichtigung der
historischen Fassaden wieder er-
richtet werden soll. Gefragt wird
auch nach der Bereitschaft der Re-
gierung, die Finanzierung der näch-
sten Schritte einschließlich des Ein-
ladungsrealisierungswettbewerbs zu
übernehmen.
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Die globale geostrategische
Lage ändert sich weiter. War
es im 20. Jahrhundert der At-

lantik, der das globale Binnenmeer
darstellte, um das sich das Weltge-
schehen rankte, wie seinerzeit um
das Mittelmeer, wird es künftig der
Pazifische Ozean sein. Und das liegt
nicht alleine daran, daß hier die
USA und Japan Anlieger sind, son-
dern an den Tigerstaaten wie Ma-
laysia, Indonesien oder Korea, die
ihre Finanzkrise bald überwunden
haben dürften, an China und
schließlich an dem politischen
Brückenschlag Rußlands in den Fer-
nen Osten.

Denn vor allem Rußland ist es,
das durch seine Bodenschätze zu
einer ökonomischen Blüte der asia-
tischen Region beitragen könnte.
Hier bauen Japan und China vor. Ja-
pan zum Beispiel stellt 200 Millio-
nen US-Dollar für die Verschrot-
tung der ausgemusterten russi-
schen Atom-U-Boote zur Verfügung
wie auch 100
Millionen US-
Dollar für die
sachgerechte Ver-
wendung der rus-
sischen Plutoni-
umarsenale, die
für die Produk-
tion der Atom-
waffen benötigt wurden. Dies gab
das japanische Staatsoberhaupt
Jsunjitiro Koizumi vor einer Reise
in das russische Chabarowsk be-
kannt. Doch damit nicht genug. Bei
seiner Visite in Moskau und dem
Treffen mit dem russischen Präsi-
denten Putin gab er den Plan des
Baus einer Pipeline von Angarsk bis
Nachodka bekannt, um die japani-
sche Wirtschaft mit russischem
Qualitätsöl zu versorgen. Dies be-
deutet  allerdings auch den Anfang
einer neuerlichen asiatischen Ori-
entierung Rußlands und eine Stüt-

zung des ökonomischen Aufbaus
der asiatischen Staaten,  die damit

von arabischem
und amerikani-
schem Öl unab-
hängiger werden. 

China spielte
bei den kürzlich
in Moskau stattge-
fundenen Gesprä-

chen zwischen Präsident Putin und
dem japanischen Ministerpräsiden-
ten Koizumi eine ganz besondere
Rolle. Denn unter Ausschöpfung sei-
ner Humankapazitäten ist die Volks-
republik die kommende Macht am
Stillen Ozean – ob Japan und die
USA dies nun wollen oder nicht. So
betonte Koizumi auch das Interesse
Japans an weitreichenden Projekten
mit Rußland. Auf diese Weise könn-
ten die beiden Staaten Einfluß auf
die gesamte Region am Stillen Oze-
an nehmen und die geostrategi-
schen Gewichte zu ihren Gunsten

verlagern. Japan beobachtet die auf-
strebende Macht Chinas mit Arg-
wohn. Denn würde Japan seine geo-
strategische Position im Fernen
Osten aufgeben, wären die Rotchi-
nesen sofort in der Lage, diese
Lücke zu füllen – und dies ökono-
misch wie politisch, nicht zuletzt
wegen ihrer zahlenmäßigen Über-
legenheit. Auch die sogenannten Ti-
gerstaaten bedrohen die Position Ja-
pans, vor allem in wirtschaftlicher
Hinsicht. So versuchen die USA seit
längerem, die Re-
gion durch öko-
nomische Koope-
rationsverträge
an sich und Nip-
pon zu binden
und so zu kon-
trollieren. Für die
Tigerstaaten stellt
sich die ehemalige britische Kron-
kolonie Indien als ein Partner dar,
der in verschiedenster Hinsicht mit
China mithalten kann und perspek-

tivisch eine Alternative zu Japan
darstellt, dem man immer noch
Verbrechen aus dem Zweiten Welt-
krieg vorhält. Die Brücke zu Ruß-
land ist für Japan so eine große
Chance, seine Vormachtstellung im
Fernen Osten zu erhalten. Nach
dem G8-Gipfel im kanadischen
Kannaskis hat zudem die japani-
sche Diplomatie eine Schwerpunkt-
verschiebung zugunsten einer Ko-
operat ion  mi t
Rußland auf brei-
ter Ebene vollzo-
gen, auch weil
Rußland unter Pu-
tin sich ökono-
misch erholt und
innenpolitisch als
gefestigter und zu-
verlässiger Partner darstellt. Erst
kürzlich hat Putin so auch das Pipe-
lineprojekt Dutsin mit China auf Eis
gelegt und prüft eine großräumige
und Japan angenehmere Alternati-
ve unter Umgehung der Rotchine-
sen, finanziert durch japanisches
Geld. Rußland erhofft sich aus der
Zusammenarbeit mit Nippon vor
allem einen Zugang zu den asiati-
schen Märkten, die durch die Japa-
ner, anders als durch die Chinesen,
erschlossen sind. 

Dies bedeutete auch die konstan-
te Nachfrage nach Energie und den
Absatz des kaukasischen und sibiri-
schen Öls, was kontinuierliche Ein-

nahmen für Mos-
kau verspricht.
Öl fördert Ruß-
land dann für Ja-
pan und den Fer-
nen Osten – nicht
für Europa, und
das schließlich
auch, weil Japan

ganz entscheidend an dem Pro-
gramm „Globale Partnerschaft“ be-
teiligt ist, das insgesamt 20 Milliar-
den US-Dollar für die Vernichtung

des atomaren Erbes der Sowjet-
union zur Verfügung stellt. Um so
bemerkenswerter, daß es immer
noch den Streit um Territorien und
keinen Friedensvertrag zwischen
Rußland und Japan gibt. Doch Putin
ist hier zugänglicher als seine Vor-
gänger. Es handelt sich dabei vor al-
lem um die Inseln Chaboman und
Schikotan, die nach einem Frie-
densvertrag an Japan zurückge-

geben werden
sollen. Weniger
Einfluß wird
Rußland bei der
Bändigung der
k o m m u n i s t i -
schen Bastion
Nordkorea von
den Japanern zu-

gebilligt. Es habe, ähnlich wie die
Atomenergie-Behörde und die Rot-
chinesen, eine Beraterfunktion. Di-
rekte Verhandlungen werden da
eher von den USA geführt und von
Japan sowie dem europäischen
Westen unterstützt. Rußland bemü-
he sich, so das Schlußdokument
des Treffens zwischen Putin und
Koizumi, die ungeregelten Proble-
me zwischen Japan und Nordkorea
zugunsten Japans durch geeignete
Maßnahmen zu unterstützen. Für
das Frühjahr und den Sommer
2003 sind weitere Treffen zwischen
Koizumi und Putin geplant. Einmal
will der Japaner im Mai die „wei-
ßen“ Nächte ansehen und an der
300-Jahrfeier von St. Petersburg
teilnehmen. Im Juni erfolgt dann
der nächste G8-Gipfel. 

Mit einer strategischen Partner-
schaft zwischen den Asiaten und
Rußland wird Putin der geographi-
schen Teilung seines Landes ge-
recht, er fördert aber auch den Auf-
stieg des Fernen Ostens in
Konkurrenz zu Europa und dem
Westen, wenn auch Japan der west-
lichste Asiate ist. �

RUSSLANDS NEUER FLIRT MIT JAPAN
Der Ferne Osten ist wirtschaftliche Wachstumszone / Von Manuela ROSENTHAL-KAPPI und Karl-P. GERIGK

Es ist schon verwunderlich. In
dem ehemaligen Musterland
der sozialen Marktwirtschaft,

in dem Gerhard Stoltenberg Anfang
der 80er Jahre bewiesen hat, daß
Steuersenkungen zu Mehreinnah-
men im Bundeshaushalt führen,
werden heutzutage die Steuern er-
höht. Noch vor Jahren, nach der
ökonomischen Umstellung in der
UdSSR und dem Zusammenbruch

der Sowjetunion, war es im Osten
genauso. Auf kommunaler Ebene,
durch die Regionen, von Moskau
selbst wurden Steuern erhoben und
machten den neuen Unternehmern
das Leben schwer. Doch die Situa-
tion hat sich geändert. In Rußland
hat man gelernt. Nach der globalen
Finanzmisere Mitte der 90er Jahre,
die vor allem auch das asiatische
Finanzsystem erschütterte und
1998 auch Rußland heimsuchte, be-
absichtigt die Administration in
Moskau massive Steuervereinfa-
chungen und Steuersenkungen.
Ziele sind die Schaffung eines bes-
seren Investitionsklimas und besse-
re Bedingungen für in- und auslän-
dische Geldgeber. Dazu wurde ein
einheitlicher Einkommensteuersatz
eingeführt, womit das alte System

mit Einkommensteuersätzen bis zu
30 Prozent abgelöst wurde. Und –
welch Wunder. Statt zu erwartender
Mindereinnahmen aus der Einkom-
mensteuer stiegen die Absolutbe-
träge der Einnahmen. Dies ist
schließlich auf Arthur Laffer zu-
rückzuführen, der in der Regent-
schaft Ronald Reagans Mitte der
80er Jahre gezeigt hat, daß Steuer-
senkungen zu Mehreinnahmen füh-
ren können. Neben den Steuersen-
kungen, die auch die Unter-
nehmensgewinne betreffen, wo der
Prozentsatz um ganze zwölf Einhei-
ten gesenkt wurde, sind etliche Ver-
einfachungen vorgenommen wor-
den. Vor allem durch die
Reduzierung der Sozialabgaben
und eine Schließung von Steuer-
schlupflöchern. Vor allem die Ein-
nahmen bei der für den russischen
Haushalt so wichtigen Mehrwert-
steuer  stiegen. Sie gilt jedoch mit
20 Prozent als immer noch zu hoch.
Wirtschafts- und Finanzministe-
rium drängen somit auch auf eine
Reduzierung um zwei bis fünf
Punkte. 

Ebenfalls als zu hoch betrachtet
wird die Sozialsteuer, die 35,5 Pro-
zent beträgt. Sie gilt seit dem 1. Ja-
nuar 2003 und wird frühstens in ei-
nem Jahr um etwa fünf Prozent
reduziert. Daneben gibt es Wirt-
schaftsliberale, die eine Reduktion
der Sozialsteuerlast auf 24 Prozent
anstreben, verbunden mit einer Er-

höhung des Rentenalters auf 65 Jah-
re. Bei Frauen liegt dieses Renten-
eintrittsalter zur Zeit bei 55 Jahren,
60 Jahre sind es bei Männern. Inter-
essant ist das Steuermodell für klei-
ne und mittlere Unternehmen. Die
Firmen können
künftig selbst ent-
scheiden, ob sie
sechs Prozent der
Einnahmen oder
lieber 15 Prozent
der Gewinne ver-
steuern. Durch diese neue Einheits-
steuer werden fünf unterschiedliche
Steuerklassifikationen für kleine
Firmen abgeschafft. Dabei darf ein

solches Unternehmen nicht mehr
als 15 Millionen Rubel, das sind
470.000 Euro, im Jahr einnehmen
und sich nicht im Außenhandel be-
tätigen. Zudem darf der Unter-
nehmer nicht mehr als 100 Millio-

nen Rubel be-
sitzen. Probleme
bereitet es staat-
l ichen Stel len
jedoch immer
noch, die Unter-
nehmen zur Zah-

lung von Steuern zu bewegen. Das
Vermeiden der Steuerzahlungen
scheint immer noch als Überlebens-
spiel zu gelten, das den Bemühun-

gen Putins um eine Wirtschaftsför-
derung durch die Reduzierung der
Steuern entgegenläuft. Die tatsäch-
lich eingelaufenen Steuern unter-
schreiten das berechnete Aufkom-
men um einiges. 

Die Steigerung der absoluten
Steuereinnahmen füllt jedoch die
Kassen des russischen Haushalts.
Das Bruttoinlandsprodukt und die
Industrieproduktion stiegen in 2002
jeweils um vier Prozent. Auch die
Einkommen der privaten Haushalte
stiegen um sieben Prozent, die Um-
sätze des Einzelhandels um acht
Prozent. Es sind somit die Inlands-
nachfrage und der Export, die die
Währungsreserven Rußlands auf
über 50 Milliarden anwachsen lie-
ßen. Nicht zuletzt auch aus Einnah-
men von Ölexporten. 

Dennoch: Öl ist eines der Schlüs-
selwörter für die russische Wirt-
schaft. Nicht nur daß es politisches
Kapital darstellt, wie in der Frage ei-
ner EU-Annäherung oder der euro-
asiatischen Brückenbildung. Es ist
viel konkreter der Preis für ein Bar-
rel, der die Höhe des Wirtschafts-
wachstums mitbestimmt. Ein Dollar
bedeutet eine Wachstumsdifferenz
von beinahe 0,5 Prozent. Rußland
muß den Preis des Öls durch seine
Förderung mitbestimmen, will es
nicht abhängig bleiben von den Ent-
scheidungen der Araber und der
OPEC. kkppgg

DIE GLOBALEN GEWICHTE

VERLAGERN SICH WEITER

ZUGUNSTEN DER ASIATEN

CHINA WÄRE IN DER LAGE

JAPANS POSITION

IN ASIEN ZU ÜBERNEHMEN

RUSSLAND HAT EINE KLARE

KEHRTWENDE VOLLZOGEN

JAPAN WILL SEINE STELLUNG

IM FERNEN OSTEN

MIT BILLIGEM ÖL ERHALTEN

Pipelinebau in Rußland: Nachdem Westeuropa an die Erdöl- und Gasquellen
des Kaukasus und Sibiriens angeschlossen ist, baut Rußland sein Netz weiteren
aus, auch in Richtung Asien. Das bringt Devisen in die Staatskassen. Foto: dpa

Koizumi und Putin reichen sich die Hände: Der asiatische Riese Japan und
Rußland kooperieren neuerdings auf den verschiedensten wirtschaftlichen
Gebieten, vor allem aber auf dem Gebiet der Energieversorgung, denn Nip-
pon braucht Energie für weiteres Wachstum. Foto: reuters

NEUE STEUERPOLITIK ZEIGT ERFOLGE
Öl und Gas aus dem Kaukasus lassen Geld in die Kassen Moskaus sprudeln

STEUERSENKUNGEN

BRINGEN MEHREINNAHMEN
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Der demographische Wandel
ist ein „Faktum“, dem von
politischer Seite schon seit

Jahren eine gewisse Aufmerksam-
keit gewidmet wird, das allerdings
in seinen durchgreifenden gesell-
schaftspolitischen Konsequenzen in
der breiten Öffentlichkeit noch viel
zu wenig wahrgenommen und re-
flektiert wird. Infolgedessen wird
das Thema sehr einseitig betrachtet
und „medienwirksam“ auf das The-
ma „Zuwanderung“ reduziert.

Es scheint hier ein massenpsycho-
logisches Phänomen zu greifen, das
man unangenehme „Wirklichkei-
ten“ nicht sehen will und daher aus
dem Bewußtsein verdrängt. Doch
damit werden notwendige Entschei-
dungen zwar aufgeschoben, doch
Probleme eher verschlimmert denn
gelöst. Dabei ist die Entwicklung
schon sehr alt, wenn sie auch aus
diversen historischen Gründen
überlagert und verdeckt wurde.

Die für Deutschland bedrohliche
Veränderung der Bevölkerungs-
struktur setzte bereits zu Ende des
19. Jahrhunderts ein. Der letzte Jahr-
gang, der sich in der Zahl seiner
Kinder ersetzte, war der Jahrgang
1982! Seitdem ist jede Kindergene-
ration kleiner als ihre Elterngenera-
tion. Daß dennoch die Bevölke-
rungszahl rein numerisch stieg, liegt
an der steten Zuwanderung. Doch
diese lange Phase geht ihrem Ende
entgegen, denn selbst der Saldo von
Zu- und Abwanderung von jährlich
200.000 Menschen würde gerade
noch den Sterbeüberschuß ausglei-
chen. 

Z u m  e r s t e n
Mal seit vielen
Jahrhunderten, in
denen Europa
die „Welt“ mit
seinem Bevölke-
rungsüberschuß
überschwemmte und kolonisierte,
würde – und das ist nicht nur ein
deutsches, sondern ein europäi-
sches Problem – die Bevölkerungs-
zahl schwinden – zunächst langsam,
doch dann aber immer schneller.
Bis 2040 erwartet das Statistische
Bundesamt allein für Deutschland
eine Abnahme der Bevölkerungs-

zahl zwischen acht und zehn
Millionen. Der Grund liegt
einzig und allein im Gebur-
tenverhalten der Bevölke-
rung. 100 Angehörige der El-
terngeneration haben derzeit
noch 65 Kinder, 42 Enkel und
27 Urenkel. Der dadurch
ausgelöste Bevölkerungs-
schwund geht einher mit ei-
ner Alterung, die in der zu-
rückliegenden Geschichte
ohne Parallele ist. In den
kommenden 40 Jahren wird
sich der Altersaufbau drama-
tisch verändern. Nur noch ei-
ne Minderheit wird zwi-
schen 20 und 59 Jahre alt
sein. 40 Prozent werden das
60., zehn Prozent das 80. und
zwei Prozent das 90. Lebens-
jahr überschritten haben.
Das zahlenmäßige Verhältnis
von jung zu alt kehrt sich um. 

Die Europäer sitzen alle in
einem Boot. Kein europäi-
sches Land verzeichnet ei-
nen Bevölkerungsüberschuß. Euro-
pa braucht Zuwanderer und muß
sich ihnen öffnen. Aber der Auf-
wand, den ihre Eingliederung erfor-
dern wird, ist hoch, ohne daß eine
Garantie gegeben ist, daß die Inte-
gration auch gelingt, zumal alle eu-
ropäischen Völker keine homoge-
nen Gebilde (Vaterländer) mehr
sind. Sie sind in konkurrierende ge-
sellschaftliche Gruppen „zerfallen“.
Zuwanderer werden voraussicht-
lich neue „Gruppen“ bilden, die be-
müht sind, ein weitgehend kulturel-
les Eigenleben zu führen. Aus

dieser Perspekti-
ve wäre es einfa-
cher gewesen, ei-
g e n e K i n d e r
großzuziehen.

Ob es uns ge-
fällt oder nicht,
die Entwicklung

war seit langem absehbar. Doch nun
bricht eine Wirklichkeit mit einer
Geschwindigkeit über uns herein,
die uns in Handlungszwang ver-
setzt. Ein weiteres Hinhalten und
Verdrängen wäre die allerschlechte-
ste Lösung! Erst allmählich und zö-
gernd wird uns bewußt, daß das
Fundament, auf dem viele der heu-

tigen Denk- und Handlungsmuster
ruhen, nicht mehr trägt. Noch ist
kein neues Fundament gefunden,
auf dem wir die Zukunft bauen
könnten und das auch nur einiger-
maßen tragfähig wäre.

Neben vielen anderen Dingen ist
eines absolut vorrangig: Die den
künftigen Generationen aufgebür-
deten Lasten, vor allem die Staats-
schulden, sind zügig und drastisch
zu verringern. Die Staatsverschul-
dung gehört zu den schlimmsten
und zugleich sinnlosesten Entglei-
sungen der zurückliegenden Jahr-
zehnte. Sie liegt jedoch in der „Lo-
gik“ des tradierten Sozialstaats. Das
Wirtschaftswachstum konnte stark
oder schwach, das Aufkommen an
Steuern und Sozialbeiträgen hoch
oder niedrig sein, dem Staat langte
es nie. 

Seine „Sozialpolitik“ hatte sich zu
einem Faß ohne Boden entwickelt,
denn was „Sozialpolitik“ genannt
wurde, war eine reine Gefälligkeits-
politik gegenüber lautstarken gesell-
schaftlichen Gruppen. Dem Staat
fehlten Wille und Kraft, sich an der
jeweiligen Wirklichkeit zu orientie-
ren. Ständig war irgendeine Klientel

zu bedienen oder ein latenter
Unruheherd zu befrieden.
Bei den „Bürgern“ waren
Wünsche und Bedürfnisse
geweckt worden, die schlech-
terdings nicht zu erfüllen
waren, außer durch eine ex-
ponentiell wachsende Staats-
verschuldung. 

Das Verschulden des Staa-
tes und aller ihn regierenden
Parteien liegt darin, daß auch
er sich „blind“ stellt und
nicht zu bekennen wagt, daß
er mit seinen vielen Verspre-
chungen zu hoch gestapelt
hatte. Jetzt muß er „seine“
Bürger einer Entziehungskur
unterwerfen, die äußerst
schmerzhaft sein wird. Doch
bislang ist kein Politiker in
Sicht, der den Mut hätte, die-
ses Bekenntnis öffentlich ab-
zulegen. Es käme einem Of-
fenbarungseid gleich und
wäre eine Kapitulationserklä-
rung, zumal die Politik ehrli-

cherweise damit beginnen müßte,
mit gutem Beispiel voranzugehen
und ihre eigenen „sozialen“ Pfründe
abzubauen.

Der Staat hat eine Grundüberzeu-
gung erzeugt und verbreitet, die
darin besteht:
„Andere sind für
mich verantwort-
lich!“ Dies liegt in
der Natur einer
Arbeitnehmerge-
sellschaft von
Lohn- und Ge-
haltsempfängern.
Noch vor wenigen Generationen
verdiente ein Großteil der Bevölke-
rung seinen Lebensunterhalt als
Bauern, Gewerbe- und Handeltrei-
bende wie Freiberufler. Man war ge-
wohnt, für sich selbst zu sorgen und
diese Verantwortung nicht an den
Sozialstaat abzutreten. 

Das prägte nicht nur die eigene
Lebens- und Weltsicht, sondern
auch diejenige von Staat und Ge-
meinschaft. Der mit dem „Sozial-
staat“ geförderte Gruppenegoismus
in der Gesellschaft zerstörte das
Gemeinschaftsgefüge sehr nachhal-
tig. 

Tatsache ist, daß der Staat „seine“
Bürger in eine allzu hohe Abhängig-
keit gebracht hat und nun nicht
weiß, wie er sie wieder in größere
Unabhängigkeit, d. h. Selbständig-
keit, führen kann. Dies scheint dar-
an zu liegen, daß der Staat noch
kein „Rezept“ gefunden hat, wie er
bei der extrem hohen Verschuldung
und deren gewaltiger Zinslast einer-
seits die Steuereinnahmen erhöhen,
aber andererseits „seinen“ Bürgern
mehr Geld lassen kann, um eine pri-
vate Vorsorge aufzubauen. Er müßte
rigoros die Subventionen abbauen,
wozu ihm aus wahltaktischen Grün-
den der Mut fehlt. Doch der Staat
kann von „seinen“ Bürgern auf Dau-
er nicht mehr Leistungen abfordern,
als er selbst zu bringen imstande
und gewillt ist.

Sollten, wie derzeit nachhaltig
programmiert, für annähernd die
Hälfte der Bevölkerung staatliche
„Fürsorgeleistungen“ die Hauptein-
kommensquelle bilden, dann wer-
den spätestens in einer Generation
alle politischen Ideale von indivi-
dueller Freiheit, Selbstbestimmung
und Demokratie kaum noch auf-
rechtzuerhalten sein. Bei einer Be-
völkerung, die in hohem Maße vom
Staat als „Brotherrn“ abhängig ist,
entwickelt sich dieser fast zwangs-

läufig zum alles
kontrollierenden
und reglementie-
renden „Überva-
ter“. Der Weg von
einem freiheit-
lichen „Sozial-
staat“ zu einem
das nackte Über-

leben sichernden und Freiheiten ge-
währenden „Versorgungsstaat“ ist
fließend. Um diese auf uns zukom-
menden enormen Probleme zu lö-
sen, ohne in die Substanz der bür-
gerlichen Grund- und Freiheits-
rechte einzugreifen, ist eine Rückbe-
sinnung auf die Prinzipien der Soli-
darität und Subsidiarität auf allen
Ebenen notwendig. Doch das setzt
voraus, daß man bei allen gesell-
schaftspolitischen Gegensätzen wie-
der zu einem Grundkanon an von
allen akzeptierten gemeinsamen
„Werten“ findet. Solch ein tragfähi-
ges Fundament ist zwingend not-
wendig. �

BEVÖLKERUNG SCHRUMPFT WEITER
Kein europäisches Land verzeichnet einen Bevölkerungsüberschuß / Von Wolfgang THÜNE

Im Vorfeld der letzten Bundes-
tagswahl war das undifferenzier-
te, medienproduzierte Getöse

des „Kampfes gegen Rechts“ – und
zwar vom „Rock gegen Rechts“ über
„das Trinken gegen Rechts“ bis zum
„Gottesdienst gegen Rechts“ – eine
beachtliche und für die Veranstalter
einträgliche Begleiterscheinung im
Kampf für den rot-grünen Macht-
erhalt in Deutschland.

Graf Lambsdorff von der FDP er-
kannte: „Wir sind dahin gekommen,
daß zwischen rechts, rechtsextrem
und rechtsradikal gar nicht mehr
unterschieden wird“, und meinte
weiter: „Natürlich darf es rechte Po-
litiker und rechte Parteien geben. Es
ist die Aufgabe politischer Führung,
besonnen zu reagieren und Hysterie
nicht noch zu schüren.“

Angesichts gewalttätiger Aktionen
gegen die „Castor“-Transporte durch
Extremisten, die von den Medien
liebevoll zu sogenannten „Autono-
men“ und „Chaoten“ verharmlost
wurden, brachte es Bayerns Innen-
minister Günther Beckstein (CSU)
auf den Punkt, als er einen „Auf-
schrei gegen diesen Linksextre-
mismus erwartete, wie es ihn in den
letzten Monaten gegen den Rechts-
extremismus“ gegeben habe. Beck-
stein verlangte Erklärungen des
Bundespräsidenten, des Bundes-

tagspräsidenten und des Bundes-
kanzlers, „wie sie beim Rechtsextre-
mismus der Fall gewesen sind“.

Wie nicht anders zu erwarten, blieb
dieser Aufschrei aus. „Links“ ist da,
„wo das Herz schlägt“, wie kann man
dort Böses und Demokratiefeindlich-
keit erwarten? Und das, obwohl der
nationalsozialistische Propaganda-
chef Joseph Goebbels 1931 schrieb:
„Der Idee der NSDAP entsprechend
sind wir die deutsche Linke. Nichts
ist uns verhaßter als der rechts-
stehende deutsche Bürgerblock.“
Und um in die Gegenwart zu gehen:
Ist der vor dem Kriegsverbrechertri-
bunal stehende Slobodan Milosevic
nun ein nationalistischer „Rechter“
oder ein kommunistischer „Linker“?

Diese Beispiele zeigen, wie unsin-
nig grundsätzlich das Rechts-Links-
Schema heute zur politischen
Orientierung ist. Es ist zwar reaktio-
när, verstaubt aus den Zeiten der
französischen Revolution, aber wer

realistisch sein will, muß in seinen
Kategorien argumentieren können,
auch wenn man davon überzeugt
ist, daß die Rechts-Links-Schubladi-
sierung als Schlagwaffe totalitärer
Ideologien und der auf sie gründen-
den Massenbewegungen gebraucht
worden ist und wird. Das voraus-
geschickt, kann man wohlwollend
den Blick auf das „Handbuch des
Linksextremismus“ lenken, das der
emeritierte Bon-
ner Professor der
Po l i t i k w i s s e n -
schaft Hans-Hel-
muth Knütter und
der unterfränki-
sche Publizist Ste-
fan Winckler vor
kurzem veröffent-
licht haben. Positiv unterscheidet es
sich vom „Handbuch des Rechtsex-
tremismus“ aus dem Berliner Verlag
Elefanten Press, über das die dama-
lige Bundesregierung im Februar
1998 dem CDU-Bundestagsabgeord-
neten Jürgen Augustinowitz auf des-

sen Anfrage mitteilte: „Eine größere
Anzahl der Autoren des Sammel-
bandes ,Handbuch deutscher
Rechtsextremismus‘ ist im Zu-
sammenhang mit linksextremisti-
schen Bestrebungen bekannt gewor-
den. Darunter sind Mitglieder der
,Deutschen Kommunistischen Par-
tei‘ (DKP), des früheren ,Kommuni-
stischen Bundes‘, der ,Partei des de-
mokratischen Sozialismus‘ (PDS),

Personen der auto-
nomen/antiimpe-
rialistischen Szene
sowie ständige Au-
toren in linksex-
tremistischen bzw.
linksextremistisch
gesteuerten Publi-
kationen.“ Die Au-

toren des „Handbuch des Linksex-
tremismus“, neben den Heraus-
gebern sind es Alexander Helten,
Bernd Kallina, Peter Meier-Bergfeld,
Klaus Motschmann, Werner Ollies,
Sebastian Prinz, Roland Richter und
Claus-M. Wolfschlag, bieten Gewähr

für eine wissenschaftlich fundierte
Arbeit. Neben Fallstudien u. a. zur
Wirkung der 68er in der evangeli-
schen Kirche, der „Revanchismus-
Keule“ gegen die deutschen Heimat-
vertriebenen und ihre Verbände, zur
populärkulturellen Verstrickung so-
genannter „alternativer Kommuni-
kationsformen“ und zur extremen
Linken im Internet ist in diesem
Handbuch eine umfangreiche Chro-
nik des Linksextremismus von 1968
bis 1999 zu finden. 

Neben diesen Fakten und Daten,
deren Sammlung unter www.links-
enttarnt.de fortgeführt wird, wird
der Linksextremismus als politische
Erscheinung in Deutschland und be-
sonders seine pseudomoralische Ba-
sis dargestellt. Wer als Bürger der
Bundesrepublik Deutschland davon
überzeugt ist, daß unsere freiheit-
lich-demokratische Grundordnung
nicht in ein antifaschistisch-volksde-
mokratisches System umfunktioniert
werden darf, sollte zu diesem Buch
als wertvolles Informations- und Ar-
gumentationsmittel greifen. �

HHaannss--HHeellmmuutthh KKnnüütttteerr // SStteeffaann
WWiinncckklleerr:: HHaannddbbuucchh ddeess LLiinnkksseexx--
ttrreemmiissmmuuss:: ddiiee uunntteerrsscchhäättzzttee GGee--
ffaahhrr““,, Verlag Leopold Stocker,
Graz, Stuttgart, 2002, 335 Seiten.
Preis: 19,90 Euro. Zu beziehen über
den Preußischen Mediendienst.

Gedanken zur Zeit:

HANDBUCH GEGEN LINKS
Von Wilfried BÖHM

RECHTS-LINKS-SCHEMA:
KEINE HILFE

ZUR ORIENTIERUNG

Generationenproblem: Der Anteil der Alten steigt,
und die Gesamtbevölkerung nimmt ab. Foto: f1-online

EUROPA WIRD DURCH

BEVÖLKERUNGSSCHWUND

KOLONISIERT

DER SOZIALSTAAT WIRD

ZUNEHMEND ZU

EINEM VERSORGUNGSSTAAT
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Mit dem Machtwechsel an
der Spitze der chinesi-
schen KP, wie er Mitte No-

vember erfolgt ist, ändert sich auch
der Führungsstil. Er wird kollegia-
ler, schätzt die französische Univer-
sitätsprofessorin und Sinologin Ma-
rie Holzman, die wir kürzlich für
diese Zeitung in Paris getroffen ha-
ben. Wie allgemein in der Presse be-
richtet, wird Hu Jintao Jiang Zemin
als Parteivorsitzender folgen. 

Nach Ansicht von Frau Holzman,
die den Lehrstuhl für die „zeitge-
nössische chinesische Gesellschaft“
in Paris-Jussieu innehat, bedeutet
das allerdings keinen Machtwechsel
in Peking und vor allem nicht, daß
Jiang Zemin seine ganze Macht ver-
lieren wird, nur weil das chinesi-
sche Politbüro statt fünf Mitglieder
sieben zählen wird. Insgesamt
könnte die neue Kollegialführung
der KP Chinas jedoch eine gute Sa-
che für die Dissidenten sein, da nun
eher verschiedene Ansichten im Po-
litbüro zu Gehör kommen.

Frau Holzman verweist darauf, es
sei sehr schwierig für diejenigen,
die sich für die Lage im Reich der
Mitte interessieren, erstklassige
Auskünfte zu erhalten. Trotzdem
meint sie, die Überraschung sei ge-
rade, daß der Machtwechsel ohne
Überraschung erfolgt ist. Insofern
glaubt sie, China habe endgültig die
kommunistischen Illusionen aufge-
geben, um den Weg des Wirtschafts-
wachstums einzuschlagen. So gese-
hen, sei es unmöglich, Prognosen
über die mittel- und langfristige Zu-
kunft Chinas zu machen, denn die-
ses Land sei „ein Vulkan“, der viele
Ausbruchsrisiken in sich berge. Der

Hauptgrund für diese Risiken liege
darin, daß China über eine gewalti-
ge Masse von Bauern verfüge, die
unerbittlich durch die Öffnung Chi-
nas zur freien Marktwirtschaft in
die Sackgasse der Arbeitslosigkeit
gedrängt werden. Nach Meinung
unserer Gesprächspartnerin sei es
eine Errungenschaft der Führung
von Jiang Zemin, China weltoffener
gemacht zu haben. Der Beitritt Chi-
nas zur Welthandelsorganisation
WTO, wie Jiang Zemin ihn erreicht
habe, stelle allerdings eine große
Gefahr für das chinesische Bauern-

tum dar, das gegen den Wettbewerb
der amerikanischen Getreideexpor-
teure nicht gewappnet sei. China sei
auf dem Agrarsektor nicht Konkur-
renzfähig, so Holzmann. Alles in al-
lem könnte der Wirtschaftsboom
Chinas fortdauern, denn zur Zeit sei
die Weltwirtschaft auf „Entlokalisie-
rung“ angewiesen und China verfü-
ge über einen Überfluß von Arbeits-
kräften, die sich nach Arbeit zu
geringen Löhnen sehnen. 

Die chinesischen Handelsüber-
schüsse gegenüber den USA bele-
gen, daß Peking die aufsteigende
Wirtschaftsmacht in Ostasien ist.
2002 erreichte China sogar einen
Überschuß gegenüber Japan, und
zwar zum ersten Mal im beiderseiti-
gen Handel. Außenpolitisch bedeu-
ten die Überschüsse des Außenhan-

dels (der übrigens seit den neunzi-
ger Jahren nicht mehr staatlich ist)
einen Trumpf für Pekings  Führung.
In seinen Beziehungen mit Rußland
genieße nun China eine umgekehr-
te Stellung im Vergleich zu derjeni-
gen, die es während des zwanzig-
sten Jahrhunderts hatte. Obschon
Rußland China weiter mit Waffen-
lieferungen versorge, habe Rußland
Angst vor China. 

Der Grund dafür sei dem Verneh-
men nach die Anwesenheit von Chi-
nesen in Ostsibirien, die heimlich
Forstwirtschaft betrieben. Der Kreml,
der die chinesische Unterstützung
gegen die Islamisten in Zentralasien
brauche und die Führung Chinas, die
selbst gegen Islamisten in Sinkiang
zu kämpfen habe, stilisiere die Pro-
bleme Ost- sibiriens nicht gern hoch.
In diesem Zusammenhang glaubt
Frau Holzman, daß geostrategisch
ein Zweiergespann Moskau–Peking
derzeit nicht aktuell ist und das
Dreieck China–Indien–Rußland
„sehr labil“ sei.

Auf jeden Fall unterstütze die
chinesische Führung die Moskau-
er Politik und den daraus folgen-
den Krieg in Tschetschenien. Chi-
na gehöre aber zu den pro-
arabischen Mächten, die diese
auch militärisch unterstützten. Im
Falle eines neuen Irak-Krieges sei
ein Kuhhandel der chinesischen
Regierung wie beim ersten Krieg
1991 nicht auszuschließen, ob-
schon der Nahe Osten eine Region
sei, wohin Peking hochentwickelte
Waffen ausführe. Außerdem war
damals Yassir Arafat stets ein will-
kommener Gast in der chine-
sischen Hauptstadt. �

Sind es schon Regierungsver-
handlungen? Oder nur Vorge-
spräche? Oder erst „Vor-Son-

dierungen“? Fest steht, daß es
bereits mehrere Gesprächsrunden
zwischen der ÖVP und jeder der
drei anderen Parteien gab und daß
diejenigen, die gerade nicht mit der
ÖVP sprechen, der ÖVP ein abge-
kartetes Spiel mit dem jeweils Drit-
ten vorwerfen. Auch die ÖVP liefert
höchst unterschiedliche Signale,
was bestätigt, daß zwei Monate nach
der Wahl noch in keiner Partei die
Meinungsbildung abgeschlossen ist.
Selbst Bundeskanzler Schüssel
wird zu jeder Option – ein-
schließlich einer ÖVP-Minder-
heitsregierung – einiges an
innerparteilicher Überzeu-
gungsarbeit zu leisten haben.

Zunächst schien eine Neuauf-
lage der ÖVP-FPÖ-Koalition
greifbar nahe. Tatsächlich gibt es nur
wenig Differenz in Sachfragen, und
die ÖVP könnte mit der geschwäch-
ten FPÖ leichtes Spiel haben. Den-
noch zögert man, und dafür werden
von ÖVP-Seite zwei Gründe ge-
nannt: Einerseits glaubt man nicht,
daß FPÖ-Chef Haupt – der bisheri-
ge Sozialminister, der dies erklärter-
maßen auch bleiben möchte – seine
Partei wirklich im Griff hat. Ande-
rerseits mehren sich die Stimmen,
die wieder eine Koalition mit der
SPÖ anstreben, um endlich „große
Reformen“ durchführen zu können.

Auch in der FPÖ sind die Mei-
nungen geteilt: Man sieht die Ge-
fahr, als Mehrheitsbeschaffer für die
ÖVP weiter an Profil zu verlieren
und bei den nächsten Wahlen aufge-
rieben zu werden. In der Opposition
hingegen müßte man wieder dort

anfangen, wo man vor zehn Jahren
stand – aber ohne Führungspersön-
lichkeiten vom Format eines Jörg
Haider. Und selbst wenn sich Hai-
der wieder voll einsetzen sollte, die
Zeit ist weder an ihm noch an sei-
nen Anhängern spurlos vorüberge-
gangen.

Die SPÖ, die sich anfangs zierte,
kann sich nun für eine Koalition mit
der ÖVP erwärmen, denn die Angst
vor einer längeren Durststrecke in
der Opposition ist beträchtlich. Die-
se pragmatische Linie wird vor al-

lem von Partei-Chef Gusenbauer
vertreten, der noch vor der Wahl
den Gang in die Opposition ange-
kündigt hatte, falls er nicht Erster
werden sollte. Nach dem derzeiti-
gen Stand der Dinge jedenfalls er-
scheint eine schwarz-rote Koalition
als wahrscheinlichste Variante. Die
Grünen hatten sich zunächst selbst
aus dem Rennen genommen, indem
sie der ÖVP verbieten wollten,
gleichzeitig mit anderen Parteien zu
verhandeln. Mittlerweile gibt es die
Parteispitze zwar billiger, doch bei
der eher fundamentalistischen „Ba-
sis“ herrscht Skepsis.

Als Hauptargument für eine „Gro-
ße Koalition“ wird ins Treffen ge-
führt, daß eine Regierung, die sich
auf eine Zweidrittelmehrheit stützt,
überfällige Reformen angehen kann.
Sogar von einem „Konvent“ für eine

Bundesstaatsreform ist die Rede.
Nun war zwar auch schon die ÖVP-
FPÖ-Koalition vor drei Jahren mit
großen Ambitionen angetreten,
doch das Kernproblem ist, daß tief-
greifende Änderungen meist eine
Verfassungsänderung brauchen und
somit von der SPÖ blockiert wur-
den oder wieder nur zu faulen Kom-
promissen führten.

Die Bundesverfassung, das
Grundgesetz, das noch aus der
Zwischenkriegszeit stammt, wurde
seit 1945 Hunderte Male abgeän-

dert. Denn alle Gesetze, die vom
Höchstgericht als verfassungs-
widrig aufgehoben wurden oder
von denen man annehmen
mußte, daß dies geschehen
könnte, wurden schlicht und
einfach mit Zweidrittelmehrheit
als Verfassungsgesetz beschlos-
sen! Und just dafür verantwort-

lich zeichnen ÖVP und SPÖ, die –
zwar mit Unterbrechungen, doch in
Summe – 30 Jahre lang die nötigen
Mehrheiten hatten. In der breiten
Öffentlichkeit ist das Interesse an
der Regierungsbildung erstaunlich
gering, wenn man an die Polarisie-
rung denkt, welche von der Linken
und ihren Hintermännern in den
letzten drei Jahren betrieben wor-
den war. Aber ob eingestanden oder
nicht, der österreichische Normal-
verbraucher hat offenbar begriffen,
daß es ohnehin kaum noch etwas zu
entscheiden gibt: Die allermeisten
Vorschriften kommen aus Brüssel
und müssen im heimischen Parla-
ment nachvollzogen werden. Wozu
dann das Theater? Dieses Gefühl
der Ohnmacht wurde durch den
EU-Gipfel in Kopenhagen auf den
Punkt gebracht, denn bei allen für
Österreich wichtigen Fragen wird

das Land überfahren – was beim
Transitverkehr sogar wörtlich zu
nehmen ist. Und die jüngsten „Re-
formvorschläge“ von Chirac und
Schröder tragen weiter zur Entfrem-
dung bei.

Also freut man sich lieber über
Erfolge der heimischen Winter-
sportler, und die Ball-Saison ist
auch schon angelaufen. Gerade über
dieser schwebt allerdings ein Damo-

klesschwert: Wird man den Opern-
ball wie beim letzten Golfkrieg aus
Solidarität mit dem „Big Brother“
Amerika absagen müssen? 

Die Völkerrechtsexperten sind
ohnehin schon vollzählig angetre-
ten, um den Menschen zu erklären,
warum die US-Truppentransporte
durch und über Österreich nicht die
Neutralität der Alpenrepublik ver-
letzen. �

ZÄHE REGIERUNGSBILDUNG
In Österreich ringen die politischen Parteien um die Machtverteilung / Von R. G. KERSCHHOFER

DIE ALPENREPUBLIK WIRD VON DEN

POLITISCHEN RICHTLINIEN AUS

BRÜSSEL BUCHSTÄBLICH ÜBERROLLT

ROTCHINA BOOMT
Trotz Machtwechsels keine Änderungen der Politik / Von Pierre CAMPGUILHEM

CHINA VERFÜGT

ÜBER MILLIONEN BILLIGER

ARBEITSKRÄFTE

Sondierer: Er soll auch die neue Koalition in der Alpenrepublik Österreich
schmieden, Wolfgang Schüssel Foto: reuters

Gespräche: Sie
wollen künftig in
einer engeren Al-
lianz zusammen-

arbeiten: Putin
(links) und Luka-

schenko. Auch die
Frage der Wieder-

vereinigung bei-
der russischer

Landesteile war
Thema des Tref-
fens der Staats-

oberhäupter
in Moskau.

Foto: vesti

Rußlands Präsident Putin zeig-
te sich nach einem Treffen
mit seinem weißrussischen

Amtskollegen Alexander Luka-
schenko zufrieden. Zunächst lobte
er die Entwicklung der wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit zwischen
Moskau und Minsk. Der Warenum-
satz habe im vergangenen Jahr die
10-Milliarden-Dollar-Marke über-
schritten, und somit könne Weiß-
rußland sich nach der Bundesrepu-
blik Deutschland zum wichtigsten
Wirtschaftspartner Rußlands zäh-
len. Nun sei es an der Zeit, in wirt-
schaftlichen Fragen noch enger zu-
sammenzuarbeiten. Für das Jahr
2004 soll bereits eine einheitliche
Währung eingeführt werden, doch
aus „technischen Gründen“ sei die-
ser Zeitpunkt nicht realisierbar,
heißt es. Nun haben sich einer Mel-
dung der Nachrichtenagentur „RIA
Nowosti“ zufolge beide Staatsober-
häupter auf den 1. Januar 2005 geei-
nigt, ab dem es wieder den russi-
sche Rubel als Währung für
Rußland und Weißrußland geben

soll. Darüber hinaus ging es bei den
Gesprächen zwischen Putin und Lu-
kaschenko auch um die Schaffung
eines einheitlichen Wirtschaftsrau-
mes. Auch die Wiedervereinigung
der Länder Rußland und Weißruß-
land sei in diesem Sinne eine offene
Frage, die geregelt werden könne. 

Obwohl Lukaschenko der russi-
schen Regierung vor geraumer Zeit
noch Annexionsabsichten vorwarf,
verhandelte er im vergangenen Jahr
über eine Anpassung der nationalen
Gesetzgebung an die russische, das
Steuersystem wurde vereinheitlicht,
und auch das Zollsystem wurde
dem russischen angeglichen. Auf-
grund des wachsenden Warenum-
satzes beider Länder hat Putin den
Übergang zu internen russischen
Preisen für Energieträger-, Strom-
versorgungs- und Eisenbahntarife
geplant. Lukaschenko zeigt sich da-
mit einverstanden. Für beide Län-
derchefs gilt: Die Integration in
Bündnisstaaten hat eine politstrate-
gische Priorität. MMRRKK

»WIEDER-VEREINIGUNG«
Rubel wird wieder Währung in Weißrußland

5_OB4  21.01.2003  18:30 Uhr  Seite 1    (Schwarz/Process Black Auszug)



6 Folge 4 – 25. Januar 2003 Ö S T L I C H E S   M I T T E L E U R O P A

Blick nach Osten

ENTSCHEIDUNG OFFEN
Prag – Trotz dreier Abstim-

mungsrunden konnte sich am 15.
Januar keiner von zunächst vier Be-
werbern für das tschechische Präsi-
dentenamt durchsetzen. Im letzten
Durchgang entfielen auf die ver-
bliebenen Kandidaten Vaclav
Klaus und Petr Pithart 113 bzw. 84
Abgeordneten- und Senatoren-
stimmen. Für einen Sieg wären 141
von 281 Parlamentarierstimmen er-
forderlich gewesen. Laut Verfas-
sung kann nun eine neue Wahl mit
erneut maximal drei Durchgängen
und den gleichen oder anderen Be-
werbern stattfinden.

ZENTRALBANK WARNT
Frankfurt/M. – Die Europäische

Zentralbank hat die künftigen ost-
mitteleuropäischen EU-Mitglieds-
staaten vor einer überhasteten Ein-
führung des Euro gewarnt. Eine
baldige Aufgabe der eigenen Wäh-
rungspolitik könnte diesen Län-
dern die Möglichkeit nehmen, auf
etwaige wirtschaftliche Schocks mit
deutlichen Auf- oder Abwertungen
der nationalen Währungen zu rea-
gieren. Bislang geht man davon aus,
daß der Euro in den Beitrittsstaaten
auf keinen Fall vor 2007 offizielles
Zahlungsmittel wird.

GEMEINSAME INTERESSEN
Preßburg – Die besondere Zu-

sammenarbeit der sogenannten Vi-
segrád-Staaten – also Tschechiens,
Polens, Ungarns und der Slowakei
– soll auch nach erfolgtem Beitritt
zur Europäischen Union aufrecht-
erhalten werden. Das verkündeten
am 13. Januar Vertreter dieser Län-
der bei einem Treffen in  Preßburg.
Allerdings könnten weitere Mit-
glieder in die Gruppe aufgenom-
men werden, hieß es. Darüber hin-
aus einigten sich die Abgesandten
darauf, sich bei der Vorbereitung
der Volksabstimmungen über den
EU-Beitritt gegenseitig zu unter-
stützen. In Ungarn soll ein solches
Referendum am 12. April stattfin-
den, in der Slowakei am 16./17.
Mai, in Polen am 8. Juni und in
Tschechien Mitte Juni.

VEREINT UNTERM KREUZ
Brüssel – Im Frühjahr 2004 soll

erstmals ein „Mitteleuropäischer
Katholikentag“ stattfinden. Das
gaben am 13. Januar Vertreter der
Bischofskonferenz von sieben mit-
teleuropäischen Staaten sowie
Bosnien-Herzegowinas in Brüssel
bekannt. Auf Anregung der öster-
reichischen Katholiken, die sich
alle 20 Jahre versammeln, sollen
neben ihnen Polen, Tschechen, Slo-
waken, Ungarn, Slowenen, Kroa-
ten und Bosniaken an dem Veran-
staltungsreigen teilnehmen.

„Europäischer Irrweg“:

GEISSEL DES JAHRHUNDERTS
Neues Lehrerheft zu Umsiedlungen und Vertreibungen / Von Rudolf GRULICH

Karpato-Ukraine:

HILFE IN KÖNIGSFELD
Österreichische Solidarität für Landsleute

Die zahllosen Vertreibungs-
schicksale des 20. Jahrhun-

derts mitsamt ihren Folgen las-
sen sich nicht einfach zu den Ak-
ten legen.

Das zeigen nicht nur die nach
wie vor unerfüllten Ansprüche
ostdeutscher Flüchtlinge auf
freie Ausübung des Heimat-
rechts und moralische sowie ma-
terielle Entschädigung.

Auch immer mehr Forderun-
gen von Vertriebenenverbänden
in anderen Ländern werden auf
internationaler Ebene zum The-
ma – ob es sich nun um die finni-
schen Ost-Karelier, die Polen aus
dem einstigen Ostpolen, die Ita-
liener aus Istrien oder die Japaner
von Sachalin und den Kurilen
handelt.

Vor kurzem hat sich auch ein
ukrainischer Vertriebenenver-
band mit dem Namen „Ukrainer
aus den Regionen Chelm und
Podlasien“ zu Wort gemeldet. Die
Organisation vereinigt Men-
schen, die zwischen 1944 und
1946 aus ihrer Heimat im Osten
des jetzigen polnischen Staatsge-

Ukraine:

AKT DER WILLKÜR
Forderungen sowjetischer Umsiedlungsopfer

bietes in die Ukrainische Sowjetre-
publik zwangsumgesiedelt wur-
den. Diese Opfer und ihre Nach-
kommen haben an das ukrainische
Nationalparlament appelliert, ih-
nen den Status von Deportierten
zuzuerkennen und sie für die erlit-
tenen seelischen und materiellen
Verluste zu entschädigen.

Ein Abkommen zwischen der So-
wjetunion und der von ihr einge-
setzten neuen kommunistischen
Regierung Polens hatte in der un-
mittelbaren Nachkriegszeit der
Umsiedlung von etwa 460 000
Ukrainern aus dem polnischen
Machtbereich in die Ukrainische
SSR den Weg bereitet.

Weitere 140 000 Ukrainer wur-
den 1947 aus dem südöstlichen
Polen in die deutschen Ostgebiete
– vornehmlich nach Schlesien und

an Kants Grabmal am Königsber-
ger Dom niederlegen.“

In der Stuttgarter Handreichung
tragen die verschiedensten  Quellen
dazu bei, diese Sehnsucht und
Trauer verständlich zu machen.
Dabei wechseln sich historische
Texte und farbige Karten ab.

Ob es sich um eine Sprachenkarte
Europas vor dem Ersten Weltkrieg,
Karten zu Grenzveränderungen,
um Nationalitätenverhältnisse
oder Abstimmungsergebnisse han-
delt, immer steht die Anschaulich-
keit im Vordergrund. Einiges Mate-
rial wird man – wie die Siedlungs-

Die Handreichung bietet hervor-
ragende Möglichkeiten für eine
wirksame Vermittlung des Themas.
Wie eine Darstellung im Schulun-
terricht im einzelnen aussehen
könnte, zeigt der zweite Teil.  Der
dritte Teil wiederum enthält seltene
Dokumente, Bilddarstellungen und
gutes Kartenmaterial.

Neben Dokumenten der politi-
schen Geschichte befinden sich un-
ter den Quellen auch Erfahrungs-
berichte aus dem unmittelbaren
Alltagsbereich von Betroffenen.
Daher ermöglicht die Broschüre
sowohl thematische Längsschnitt-
analysen als auch die beispielhafte
Behandlung einzelner Schwer-
punkte.

Die Stuttgarter Veröffentlichung
macht deutlich, wie die fatale Idee
der Homogenisierung, der zufolge
ein Nationalstaat ethnisch nur ein
Staatsvolk haben könne und dieses
vollständig umfassen müsse, mit-
tels Umsiedlung und Vertreibung
die Quelle für Unrecht und uner-
meßliches menschliches Leid bil-

det. In diesen Zusammenhang fällt
auch die Pervertierung des Natio-
nalstaatsgedankens durch die Na-
tionalsozialisten. Der Völkermord
an den europäischen Juden ist in
die Darstellung ebenso einbezogen
wie die Verfolgung der Zigeuner.
Umsiedlung sowie Flucht und Ver-
treibung deutscher Volksgruppen
schließen sich in historischer Chro-
nologie an.

Danach werden die Bemühungen
zur Eingliederung sowohl seitens
der entwurzelten ostdeutschen
Flüchtlinge und Vertriebenen selbst
wie auch der Aufnehmenden im
besiegten und zerstörten Rest-
deutschland behandelt. Dies ge-
schieht für Baden-Württemberg
wie für das übrige Deutschland.

Die Rolle der Heimatvertriebenen
und ihre Leistung in Gestalt der
„Charta der Vertriebenen“ von 1950
werden genauso gewürdigt wie die
Bereitschaft zur Hilfe beim Wieder-
aufbau Nachkriegsdeutschlands,
zur Versöhnung und zur europäi-
schen Einigung.

Die neue Lehrerhandreichung
wurde vom Haus der Heimat unter
Mitwirkung von Vertretern des
Kultusministeriums in Stuttgart,
der Landeszentrale für politische
Bildung, des Bundes der Vertriebe-

men, wo sie heute leben. Sie tragen
ihre Heimaten mit sich herum.
Fast jede Gruppe hat ihr verlore-
nes Land: die Bulgaren ihr Maze-
donien; die Serben ihr Kosovo; die
Italiener Fiume; die Deutschen ihr
Ostpreußen und Schlesien; die
Polen die Kresy, Wilna und Lem-
berg; die Ungarn Temesvár und
Transsylvanien; die Türken Thra-
kien; die Griechen Smyrna und
Konstantinopel.

Sie haben alle ihre Gedächtnis-
orte, die für Jahrzehnte unerreich-
bar waren. Man gewinnt einen
Eindruck davon, daß die Hei-
maten im Kopf noch immer exi-
stieren, wenn man polnische Tou-
risten auf dem Rossa-Friedhof in
Wilna sieht, wo das Herz Pilsuds-
kis bestattet ist; oder wenn man
die Deutschen sieht, die Blumen

Eine Loge pro Familie: Griechische Umsiedler in Athener Theater  (1923)

achdem das Haus der Hei-
mat in Stuttgart bereits 1996
eine Broschüre „Angekom-

men! – Angenommen?: Flucht und
Vertreibung 1945 bis 1995“ heraus-
gebracht hat, ist jetzt eine Lehrer-
handreichung mit ähnlicher The-
matik erschienen.

Die neue Veröffentlichung trägt
den Titel „Umsiedlung, Flucht und
Vertreibung der Deutschen als in-
ternationales Problem. Zur Ge-
schichte eines europäischen Irr-
wegs“. Es handelt sich um eine
Auftragsarbeit des baden-würt-
tembergischen Kultusministeri-
ums, die landesweite Beachtung
und, wie zu hoffen ist, weite Ver-
breitung verdient – und zwar nicht
nur unter Lehrern.

 Die Broschüre soll „dazu die-
nen, den Lehrern an den Schulen
im Land zu helfen, Schülerinnen
und Schülern die Dimension des
Themas Flucht und Vertreibung
der Deutschen am Ende des Zwei-
ten Weltkrieges historisch fundiert
und nachhaltig zu vermitteln“, sag-

te Staatssekretär Heribert Rech bei
der Vorstellung der Publikation in
Stuttgart. Im Mittelpunkt stehe
zwar die Flucht und Vertreibung
der Deutschen, darüber hinaus
werde aber aufgezeigt, daß „ethni-
sche Säuberungen“ seit Beginn des
20. Jahrhunderts ein häufig ge-
brauchtes Instrument der europäi-
schen Politik waren.

Das mit Bildern und teils neu er-
stellten Karten reich illustrierte
Heft ist untergliedert in die Teile
Darstellung und Perspektiven, Das
Thema im Unterricht und Quellen
und Materialien.

Der erste sowie der dritte Ab-
schnitt beziehen auch die Folgen
der Balkankriege von 1912/13 ein,
desgleichen die Umsiedlungen der
Armenier 1915, die in einen Völ-
kermord mündeten, sowie die
leidvolle  Realisierung des grie-
chisch-türkischen Umsiedlungs-
vertrages von Lausanne aus dem
Jahr 1923.

In diesen geschichtlichen Rah-
men wird dann die Vertreibung
der Deutschen ab 1945 in ihrer be-
sonderen Dimension eingeordnet.
Zum Schluß geht die Broschüre
außerdem auf die ethnischen Säu-
berungen auf dem Balkan in den
Jahren nach 1991 ein.

gebiete der Armenier vor dem Er-
sten Weltkrieg und im Jahr 1926
oder die ethnischen Verhältnisse in
Mazedonien 1912 und 1926 – sonst
nur in Spezialwerken finden. Die
Vergegenwärtigung ist wichtig und
empfiehlt sich wie die Lektüre der
ganzen Broschüre, die in die Hände
all derer gehört, die sich mit Vertrie-
benenfragen beschäftigen.
Die DIN A4-Lehrerhandreichung „Um-
siedlung, Flucht und Vertreibung der
Deutschen als internationales Problem“
kann unter folgender Adresse bestellt wer-
den: Haus der Heimat, Schloßstr. 92,
70176 Stuttgart, 92 S., Euro 5,-

Der Verfasser Prof. Dr. Rudolf Gru-
lich ist einer der Leiter des „Arbeits-
kreises für Volksgruppen- und
Minderheitenfragen“ an der sude-
tendeutschen Bildungsstätte Heili-
genhof (siehe OB 2/03).

Die Österreichische Landsmann-
schaft (ÖLM) will auch 2003 wieder
eine Reihe von Hilfsprojekten zu-
gunsten deutscher Landsleute in
aller Welt durchführen.

Neben traditionellen Schwer-
punkten wie Ungarn und Rumäni-
en oder der Betreuung von Altöster-
reichern in Albanien widmet man
sich diesmal den „Landler“-Dör-
fern Deutsch-Mokra und Königs-
feld in der Karpato-Ukraine.

Zu Pfingsten ist eigens eine Bus-
reise in die beiden Orte geplant, die
zur Zeit Maria Theresias von katho-
lischen Forstarbeitern aus dem
Salzkammergut (daher „Landler“)
gegründet wurden. Heute leben in
den ukrainischen Karpaten im so-
genannten Theresiental am Fluß Te-
resva noch 300 Nachkommen jener
Umsiedler in diese abgelegenen öst-
lichen Teile des alten Österreichs.
Eine größere Zahl von rund 1200 ist

noch auf der benachbarten rumäni-
schen Karpatenseite in Oberwi-
schau im Wassertal anzutreffen.

Neben der Überbringung von
Hilfsgütern, der Unterstützung bei
der Altenpflege, der Versorgung
mit landwirtschaftlichen Geräten
und der Durchführung von Kin-
derferienaktionen soll auch die Ar-
beit zweier junger österreichischer
Abiturienten gefördert werden,
die sich seit Herbst 2002 für 14
Monate vor Ort aufhalten.

Gemeinsam mit einheimischen
Betreuerinnen helfen sie im Pfarr-
amt von Königsfeld bei der Kinder-
und Jugendarbeit sowie der Alten-
pflege und beteiligen sich am schu-
lischen Deutschunterricht. Getra-
gen wird ihr Einsatz ausschließlich
durch Spenden.                         (LvV)
Kontakt: Österreichische Landsmann-
schaft, Fuhrmannsgasse 18A, A – 1080
Wien, Tel.: 0043-1-4082273

Masuren – verbracht („Aktion
Weichsel“). Im Gegenzug mußten
rund 1,7 Millionen Polen ihre
mehrheitlich von Ukrainern bzw.
Weißrussen bewohnte Heimat
östlich des Bugs verlassen.

Heute leben auf dem Gebiet der
Republik Polen schätzungsweise
160 000 bis 300 000 teils assimilier-
te Ukrainer, während die polni-
sche Volksgruppe in der Ukraine
gemäß Zensus vom Dezember
2001 etwa 147 900 Personen um-
faßt. Allerdings bezeichnen nur
12,9 Prozent von ihnen Polnisch
als Muttersprache.

Bei der letzten Volkszählung
von 1989 gab es in der damaligen
Sowjet-Ukraine noch 218 000 Po-
len, und 1970 waren es laut offi-
ziellen Statistiken sogar annä-
hernd 300 000.                       (MS)

nen, des Instituts für donauschwä-
bische Geschichte und Landeskun-
de in Tübingen und des Bonner
Hauses der Geschichte erstellt.

Erschütternd sind manche Fo-
tos, die zeigen, wie das Leid allen
Flüchtlingen, Vertriebenen und
Deportierten gemeinsam ist: Ar-
meniern, Griechen, Juden und
Ostdeutschen.

Sie verbildlichen jene Einsich-
ten, die Karl Schlögel in seinem Es-
sayband „Promenade in Jalta“
zum heutigen Europa festgehalten
hat: „Überall treffen wir auf Men-
schen, die nicht von dort stam-

BEWUSSTSEINSBILDUNG AN DEN SCHULEN

N



Im zehn Kilometer südwestlich
von Allenstein am Südostufer
des Wulping-Sees gelegenen

Darethen wurden auf Einladung des
Bürgermeisters von Stabigotten und
des Kreisvertreters der Kreisge-
meinschaft Allenstein-Land bei
strahlendem Sonnenschein das auf
dem sogenannten „Feldherrenhü-
gel“ stehende Gedenkkreuz und der
wiederhergestellte Ehrenfriedhof
für die Opfer der Tannenberg-
schlacht von 1914 eingeweiht. Es
war eine würdige Feier in Anwesen-
heit zahlreicher Honoratioren, Dorf-
bewohner, Angehöriger der deut-
schen Volksgruppe und der Kreis-
gemeinschaft Alleinstein-Land,
Touristen sowie Vertretern von Funk
und Presse. 

Den christlichen Segen erteilten
der katholische Erzbischof Dr.
Piszcz, der evangelische Bischof
Bazanowski, der orthodoxe Bischof
Szelomow – alle Allenstein – und
Kanonikus Pfarrer Gehrmann,
Landkreis Osnabrück. Gedenkreden
hielten der Konsul der Bundesrepu-
blik Deutschland in Danzig, Rolf
Wagner, der russische Bevollmäch-
tigte des Gouverneurs des Königs-
berger Gebietes für die Republik Po-
len, Jurij Anienkow, die Vizewoj-
wodin aus Allenstein, der Vizemar-
schall aus Allenstein, der Landrat
des Kreises Allenstein, Adam Sierz-
putowski, und der Kreisvertreter
Leo Michalski. 

Letzterer führte aus: „Dieses
Kreuz soll an alle Soldaten des Er-
sten Weltkrieges erinnern, die zu
den Waffen gerufen wurden und ihr
Leben im Kampf verloren haben. Es
soll aber auch Mahnung an künftige
Generationen und ein Symbol für
gute nachbarliche Beziehungen
sein.“

In einem Meer von bunten Fah-
nen der beteiligten Nationen er-
klang das Trompetensolo „Ich hatt’
einen Kameraden“. Der deutsche
Konsul und der russische Bevoll-
mächtigte mauerten gemeinsam die
Gedenkurkunde in den Sockel des
Kreuzes ein. Kreisvertreter Leo Mi-
chalski legte zum Gedenken der Ge-
fallenen am Gedenkkreuz im Na-
men der Kreisgemeinschaft einen
Kranz mit Schleifen in den Farben
der Bundesrepublik Deutschland
und auf dem Ehrenfriedhof am an-
deren Ende des Dorfes, wo die
Feierlichkeiten mit Einsegnung der
Soldatengräber und gemeinsamen
Gebeten fortgesetzt wurden, einen
solchen im Namen des Paten, des
Landkreises Osnabrück, nieder.

HHoorrsstt TTuugguunnttkkee

EINWEIHUNGSFEIER IN DARETHEN
Ehrenfriedhof und Gedächtniskreuz erinnern wieder an die Opfer der Tannenbergschlacht von 1914
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Am 27. August 1914 fielen Teile
der 235.000 Mann starken rus-

sischen Narew-Armee des Generals
Samsonow kampflos in Allenstein
ein und wurden am Nachmittag des
folgenden Tages vom deutschen 1.
Reservekorps, das bei Sauerbaum
und Bössau im Kreis Rößel siegreich
gegen die 260.000 Mann zählende
Niemen-Armee des russischen Ge-
nerals Rennenkampf gefochten hat-
te, in die Flucht geschlagen. Sie zo-
gen sich auf der Reichsstraße 130,
der Warschauer Straße, nach Süden
auf Hohenstein zurück, von wo aus
das XIII. russische Armeekorps ih-
nen zu Hilfe kommen wollte. Allen-
stein sollte nunmehr mit vereinten
Kräften genommen werden; dort
sollte auch die Vereinigung der bei-
den in Ostpreußen eingefallenen
russischen Armeen in einer Gesamt-
stärke von etwa 500.000 Mann erfol-
gen. 

Das konnten der erst am 23. Au-
gust 1914 zum Oberbefehlshaber
über die 8. deutsche Armee ernann-
te (damalige) Generaloberst Paul von
Hindenburg und sein Generalstabs-
chef Erich Ludendorff einem aufge-
fangenen russischen Funkspruch
entnehmen. Hindenburg wußte dies
mit seiner nur 180.000 Mann starken
Armee zu vereiteln. Er konzentrierte
etwa 135.000 Soldaten gegen die im
Süden eingefallene Narew-Armee

des Generals Samsonow und befahl
den Angriff aus der Mitte und von
den Flanken. In der Mitte zwischen
Hohenstein und Allenstein liegt die
Ortschaft Stabigotten. Von dort wur-
den zunächst die russischen Einhei-
ten über Plautzig in den tiefen Forst
von Lanskerofen zur Alten Neiden-
burger Landstraße auf Kurken zu ab-
gedrängt. Dann wurden die aus Ho-
henstein und Grieslienen vor-
rückenden sowie die aus Allenstein
zurückweichenden russischen Trup-
pen getrennt angegriffen. Letztere
waren gleichzei-
tig deutschen Sei-
tenangriffen aus
Bertung und Gang-
lau ausgesetzt. 

In  Darethen
wurden sie eingekreist und im
Nachtkampf bezwungen. Im Süden
dauerte der Kampf um Grieslienen
und Hohenstein noch in den Tages-
stunden des 29. August 1914 an, bis
die Russen auf Mörken und Kurken
zu und schließlich in das unwegsa-
me Gelände des Omulef-Flusses ab-
gedrängt werden konnten. Die Na-
rew-Armee des Generals Samsonow
war am 29. August 1914 geschlagen.
Auf russischer Seite waren 70.000
Tote und Verwundete zu beklagen.
100.000 russische Soldaten gerieten
samt ihrer Ausrüstung in deutsche
Gefangenschaft. Der russische Ober-

befehlshaber der Narew-Armee, Ge-
neral Samsonow, gab sich in dem all-
gemeinen Durcheinander selbst die
Kugel. 

In den Kämpfen von Darethen
vom 28. August 1914, die den deut-
schen Sieg der sogenannten „Tan-
nenbergschlacht“ einleiteten, fielen
148 deutsche sowie 89 russische und
polnische Soldaten. Zu den Toten auf
dem Schlachtfeld gehörten auch der
zeitweilige russische Stadtkomman-
dant von Allenstein und der Leut-

nant der Reserve
Bruno Rogalla,
der am 2. April
1887 geborene
Sohn des damali-
gen Bürgermei-
sters von Dare-

then, Robert Rogalla. Nach den
Kämpfen dieser bis dahin gewaltig-
sten Schlacht der Weltgeschichte
wurden überall im Kampfgebiet Hel-
denfriedhöfe angelegt, auf denen
deutsche und russische Gefallene in
Einzelgräbern bestattet wurden. Der
Heldenfriedhof in Darethen auf ge-
meindeeigenem Gelände am Wul-
ping-See ist das Verdienst des dama-
ligen Bürgermeisters Robert Rogalla.
Auch die Errichtung des großen, be-
leuchteten Kreuzes auf dem Blex-
Berg des Bauern August Blex war
seine Idee. Seinem gefallenen Sohn
Bruno errichtete er auf der unweit

im Wulping-See gelegenen Hertha-
Insel, auf der er seit kurzem ein Aus-
flugslokal betrieb, ein schmuckes
Heldengrab, das heute noch besteht.

Der Heldenfriedhof und das Ge-
denkkreuz in Darethen waren als
Folge des Zweiten Weltkrieges Opfer
von Verwüstung und Zerstörung ge-
worden. Der Soldatenfriedhof diente
zuletzt der örtlichen Jugend als Fuß-
ballplatz. Nachdem er Mitte der
neunziger Jahre auf Veranlassung
des Allensteiner Konservators von
der Großgemeinde Stabigotten in
würdiger Weise wiederhergestellt
worden war, wurde es ein Anliegen
der Kreisgemeinschaft Allen-
stein-Land, auch das Gedenk-
kreuz an alter Stelle neu zu errich-
ten, denn Ehrenfriedhof wie Ge-
denkkreuz bildeten seit jeher eine
Einheit. Die gestellten Anträge wur-
den genehmigt, ein Zuschuß auf die
Kosten von 20.000 Zloty von der
deutsch-polnischen Stiftung in War-
schau und vom Landkeis Osnabrück
als Pate gewährt sowie der Bauauf-
trag erteilt. Auf dem wieder aufge-
fundenen stattlichen Findling (Feld-
stein) wurde ein weithin sichtbares
Holzkreuz aufgestellt und daran eine
marmorne Gedenkplatte angebracht
mit der in polnisch, deutsch und rus-
sisch gehaltenen Aufschrift:
„1914–1918 – Den im Weltkrieg Ge-
fallenen“. �

DIE (ENTSTEHUNGS-)GESCHICHTE
Vom Anlaß über die Errichtung und Zerstörung bis zur Wiedererrichtung / Von Horst TUGUNTKE

FÜNF BILDER FÜRS KOPERNIKUS-HAUS
Kreisgruppe stiftete Bildnisse von Königin Luise und diversen preußischen Schlössern

Drei der fünf Bilder: Präsentiert von Renate Barczewski, Gerlinde Groß und
Kristina Plocharski (von links nach rechts) Foto: Rudat

Bei ihrem Besuch im Kopernikus-
Haus in Allenstein löste die Vor-

sitzende der Kreisgruppe der LO
Frankfurt am Main, Gerlinde Groß,
ihr Versprechen ein, dort einen Vor-
trag ¸über die umfangreiche Ge-
schichte Ostpreußens zu halten, an-
gefangen bei den Prussen und
endend mit der Vertreibung 1945. 

Gerlinde Groß zeigte sich sehr be-
geistert von diesem wunderschönen
Haus der dortigen deutschen Volks-
gruppe. In ihren Augen erfüllt es ei-
ne wichtige Brückenfunktion in die
Heimat, und sie macht auch kein
Hehl aus ihrer Ansicht, daß es ein
Anlaufplatz für viele ostpreußi-
schen Besucher sein sollte. 

Um die zum Teil noch kahlen
Wände zu schmücken, kam Gerlin-
de Groß auf die Idee, dafür fünf Bil-
der mit ostpreußischen Motiven
dem Haus zu schenken. Als verbin-

dendes Element erschien ihr be-
sonders ein Konterfei der Königin
Luise geeignet zu sein. 

Ihr Vorstand in Frankfurt war be-
geistert von der Idee, und so zieren
heute dankenswerterweise die Wän-
de des Kopernikus-Hauses ein Bild-
nis der Königin Luise und als weite-
re preußische Motive das Schloß auf
der Pfaueninsel, das Neue Palais,
das Schloß Sanssoucci und das
Schloß Charlottenburg. Sie mögen
der Dokumentation, dem Wohlgefal-
len und der freundschaftlichen Ver-
bindung dienen, erklärte die Stifte-
rin.

Dem allen war eine Einladung der
Deutschen Minderheit in Allenstein
beim Politischen Frauenseminar
2001 durch die beiden Mitglieder
des Vorstandes Renate Barczewski
und Kristina Plocharski vorausge-
gangen. IIllssee RRuuddaatt  

AUF DEM GOTTESACKER

WURDE FUSSBALL GESPIELT

Einweihung
des Gedenk-
kreuzes: Zumin-
dest teilweise zu
erkennen sind
(von links nach
rechts) Bischof
Bazanowski, Jurij
Anienkow, ein
katholischer
Pfarrer, Leo
Michalski, eine
Dolmetscherin,
Rolf Wagner, der
Gemeinde-
direktor von
Stabigotten,
Erzbischof Dr.
Piszcz, Bischof
Szelomow und
Kanonikus
Pfarrer
Gehrmann
Foto: Tuguntke

NNNNOOOOTTTTIIIIEEEERRRRTTTT
FRIEDHOFSEINWEIHUNG

Mit einem ökumenischen Gottes-
dienst beging die Sensburger Deut-
sche Gesellschaft „Bärentatze“ die
Einweihung der neu hergerichteten
Kriegsgräberstätte in Erlenau. Im
Anschluß an die feierliche Anspra-
che von Henryk Czerwinski überga-
ben der evangelische Pastor aus Ni-
kolaiken, Dawid Mendrok, sowie
seine beiden katholischen Amtsbrü-
der Stanislaw Gadomski und Woj-
ciech Chmielewski in einer ge-
meinsamen Messe die Stätte ihrer
Bestimmung. Anschließend legte
die Vorsitzende der „Bärentatze“
mit zahlreichen anderen Kränze am
neuen Gedenkstein nieder.

DEUTSCHE SENDUNG

Die Allensteiner Welle, eine Sen-
dung von und für die deutsche
Volksgruppe im südlichen Ostpreu-
ßen, ist sonntags nach den 18-Uhr-
Nachrichten bei „Radio Olsztyn“ auf
103,2 Megahertz zu hören. Ausnah-
men bilden Elbing und Lötzen ein-
schließlich ihrer jeweiligen Umge-
bung, wo der Sender auf 103,4
Megahertz beziehungsweise auf
99,6 Megahertz zu empfangen ist. In
der Bundesrepublik Deutschland
kann man die Sendung im Internet
hören. Die entsprechende Adres-
se lautet: „www.ro.com.pl“. Weitere
Informationen sind über das Büro
des „Verbandes der Deutschen
Gesellschaften im ehemaligen
Ostpreußen“, Telefon und Fax
0048895345084, erhältlich.

NEUER VORSTAND

Die Mitglieder der deutschen Ge-
sellschaft in Deutsch Eylau haben
einen neuen Vorstand gewählt. Joa-
chim Salewski wurde dabei als Vor-
sitzender in seinem Amte bestätigt.
Renate Drapiewska wurde zu seiner
Stellvertreterin und Gerhard Schlie-
ske zum Schatzmeister bestimmt.
Monika Krajnik führt das Sekretari-
at. Zu weiteren Vorstandsmitglie-
dern wurden Dieter Uschpekalt und
Michal Kuranowski gewählt.
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Innerhalb weniger Monate sind
zwei Bücher erschienen mit Ti-
teln, die eine Verwechslung

leicht möglich machen, eine Ver-
wechslung, vor der man aber drin-
gend warnen muß. Als erstes kam
der Band „Kriegsverbrechen im 20.
Jahrhundert“ auf den Markt, der
von Wolfram Wette und Gerd R. Ue-
berschär herausgegeben wird, dem
dann im Herbst 2002 das Buch
„Kriegsverbrechen in Europa und
im Nahen Osten im 20. Jahrhun-
dert“ folgte, dessen Herausgeber die
namhaften Historiker Franz W. Seid-
ler und Alfred M. de Zayas sind. 

Stimmen die Titel auch fast über-
ein, so kann es kaum größere Ge-

gensätze geben als die in diesen bei-
den Büchern zu Tage tretenden Auf-
fassungen von historischer Wissen-
schaft. 

Schon die Herausgeber des älte-
ren Buches, Wette und Ueberschär,
müssen stutzig machen. Beide zählt
man gemeinhin zur sogenannten
„roten Zelle“ des Militärgeschicht-
lichen Forschungsamtes, einer in-
zwischen ausgeschiedenen Gruppe,
die unter ihrem damaligen Vorge-
setzten und geistigen Vater, Prof.
Manfred Messerschmidt, es sich an-
gelegen sein ließ, die deutsche Seite
mit Schuldvorwürfen zu überhäu-
fen, die Sieger hingegen weitgehend
freizusprechen. Dieses Buch ist
denn auch dem damaligen Leiten-
den Historiker im Militärgeschicht-
lichen Forschungsamt, Messer-
schmidt, zum 75. Geburtstag ge-
widmet, jenem Mann, der der Erfin-
der des Grundsatzes ist, die deut-
sche Wehrmacht dürfe keine tradi-
tionsbildende Kraft für die Bun-
deswehr haben. In volkstümliche
Propagandaaktionen umgesetzt hat
die Thesen der „roten Zelle“ dann
Jan Philipp Reemtsma mit seiner
Ausstellung „Verbrechen der Wehr-
macht“. Bezeichnend für das angeb-
lich wissenschaftliche Buch, zu des-
sen Autoren auch Hannes Heer und

Walter Manoschek gehören, beide
maßgeblich beteiligt an der Konzi-
pierung der so jämmerlich geschei-
terten Reemtsma-Ausstellung, ist
das Nachwort Ralph Giordanos, des-
sen wutschäumender Antifaschis-
mus nur noch übertroffen wird von
seiner Eitelkeit. Er verleiht Manfred
Messerschmidt den Ehrentitel „Ne-
stor der kritischen Militärwissen-
schaft“. 

Von gänzlich anderer Qualität ist
das neueste Buch von Franz W. Seid-
ler und Alfred M. de Zayas, „Kriegs-
verbrechen in Europa und im Na-
hen Osten im 20. Jahrhundert“, das
sich auszeichnet durch Sachlichkeit,
das strikte Bemühen um Wissen-
schaftlichkeit und die Anstrengung,
allen Seiten Gerechtigkeit widerfah-
ren zu lassen. In dem Buch haben
Seidler und de Zayas die Arbeiten
von 52 Autoren aus dem In- und
Ausland zusammengefaßt, die Ver-
stöße gegen das Kriegsvölkerrecht
unter Nennung ihrer Quellen dar-
stellen, Verstöße, die nach der
Rechtslage der Zeit, in der sie ge-
schahen, tatsächlich Kriegsverbre-
chen waren. Damit der Leser die
rechtliche Bewertung nachvollzie-
hen kann, ist der Schilderung von
140 Fällen die Rechtslage in einer
Übersicht vorangestellt, die dann

am Schluß ergänzt wird durch eine
ausführliche Arbeit des Völker-
rechtlers Prof. Dr. Steinkamp über
die Rechtsgrundlagen. Die Heraus-
geber haben auch behauptete
„Kriegsverbrechen“ aufgenommen,
die überwiegend den Verlierern des
Zweiten Weltkrieges zur Last gelegt
wurden, und sie daraufhin unter-
sucht, ob die heute vor allem in der
Publizistik behaupteten Verbrechen
tatsächlich stattgefunden haben. Da-
bei kommen die Autoren häufig zu
erstaunlichen Ergebnissen.

Das Buch beginnt mit einer Unter-
suchung, wie weit die britischen
Konzentrationslager und die Krieg-
führung im Burenkrieg zu Beginn
des 20. Jahrhunderts Kriegsverbre-
chen waren. Es werden Kriegsver-
brechen während der Balkankriege
1912/13 geschildert. Kritisch prüfen
namhafte Historiker die angeblichen
deutschen Greueltaten in Belgien im
Jahre 1914. Die britische Blockade-
politik im Ersten Weltkrieg wird
ebenso untersucht wie der Gaskrieg
sowie wirkliche und angebliche
Kriegsverbrechen im Rahmen des
Seekriegs beider Seiten. 

Angemessenen Raum nimmt im
Abschnitt „Kriegsverbrechen im
Zweiten Weltkrieg“ der Luftkrieg ge-

gen die Zivilbevölkerung ein, der
sorgfältig, beginnend mit den längst
vor Kriegsausbruch entwickelten
Luftkriegsdoktrinen der kriegführen-
den Mächte bis zu den Tieffliegeran-
griffen auf die Bevölkerung, darge-
stellt wird. Die Massenmorde der
Einsatzgruppen im Osten, die Mas-
senvergewaltigungen bei der Beset-
zung Ostdeutschlands durch die Ro-
te Armee, die Massenmorde an den
Jugoslawien-Deutschen, Erschießun-
gen englischer Kriegsgefangener
durch Einheiten der Waffen-SS sowie
die schrecklichen Ereignisse im Par-
tisanenkrieg nicht nur im Osten, son-
dern ebenso im Südosten, im Süden
und im Westen werden daraufhin
untersucht, wie weit sie als Kriegs-
verbrechen zu bewerten sind. Dabei
wird manches als Legende entlarvt.
Übrig bleiben nackte Tatsachen, die,
da sie von Propaganda frei sind, um
so mehr beeindrucken. Waren die
deutschen Luftangriffe auf Warschau,
Guernica oder Coventry wirklich
völkerrechtswidrig? Kann man die
Versenkung der „Wilhelm Gustloff“
als Kriegsverbrechen bezeichnen?
Wie sind die Geiselerschießungen in
Italien, Serbien, Griechenland zu be-
werten? Diese und viele andere Fra-
gen werden nüchtern untersucht,
wodurch die Ereignisse auf den Bo-
den der Tatsachen zurück-geholt
werden. 

Mit dem Zweiten Weltkrieg been-
den die Herausgeber die Untersu-
chungen nicht. Sie fragen vielmehr
auch, welche Nachkriegsverbrechen
die Besatzungsstreitkräfte begangen
haben. Die dargestellten Fälle rei-
chen von der Auslieferung nicht-
deutscher Kriegsgefangener an die
Sowjetunion über die Vertreibungs-
verbrechen der Sowjets, der Polen
und der Tschechen, die Internie-
rungslager in den Besatzungszonen
sowie die Behandlung deutscher
Kriegsgefangener durch die franzö-
sische Armee bis zu den Repressio-
nen gegen deutsche Volksgruppen. 

Diesem Kapitel schließen sich
Untersuchungen über Kriegsverbre-
chen im Algerienkrieg 1954 bis
1962 an sowie Darstellungen von
Greueltaten im israelisch-arabi-
schen Konflikt zwischen 1948 und
1990. Kriegsverbrechen, die im Be-
wußtsein der Öffentlichkeit kaum
vorhanden sind. Ein weiterer Ab-
schnitt befaßt sich mit irakischen
und US-amerikanischen Kriegsver-
brechen im Golfkrieg sowie mit den
blutigen Geschehnissen während
der Balkankriege ab 1990. 

Seidlers und de Zayas’ Buch ist
ein wichtiger Beitrag zur Versachli-
chung der zeitgeschichtlichen Dis-
kussionen um die Kriegsereignisse
im vorigen Jahrhundert. Die Auto-
ren schonen keineswegs die deut-
sche Seite, aber sie folgen den Tatsa-
chen, und dabei stellt sich heraus,
daß sich keine Seite von entsetz-
lichen Kriegsverbrechen freispre-
chen kann. Und das Schreckliche:
Solche Kriegsverbrechen haben mit
dem Ende des Zweiten Weltkrieges
nicht aufgehört, sondern sie wurden
und werden in nicht nachlassender
Brutalität weiter begangen. 

Man sollte das Buch „Kriegsver-
brechen in Europa und im Nahen
Osten im 20. Jahrhundert“ unse-
rem Bundespräsidenten auf den
Schreibtisch legen und ihn veranlas-
sen, es vor Auslandsreisen zu lesen,
auf daß er in Zukunft nicht dort
deutsche Schuld und Reue bekennt,
wo es durch Tatsachen nicht ge-
rechtfertigt ist. JJoocchheenn AArrpp

FFrraannzz WW.. SSeeiiddlleerr,, AAllffrreedd MM.. ddee ZZaa--
yyaass:: „„KKrriieeggssvveerrbbrreecchheenn iinn EEuurrooppaa
uunndd iimm NNaahheenn OOsstteenn iimm 2200.. JJaahhrr--
hhuunnddeerrtt““,, Verlag E. S. Mittler &
Sohn, Hamburg 2002, gebunden,
380 Seiten, Euro 49,90

GERECHTIGKEIT FÜR ALLE SEITEN
Alfred M. de Zayas und Franz W. Seidler legen neues Werk zum Thema Kriegsverbrechen vor

Überraschend ist die erste
Auflage der beispielhaften,
erkennbar zeitaufwendig re-

cherchierten siedlungshistorischen
Dokumentation der Alt.-Ges. Prus-
sia vergriffen: die zweite korrigierte
Auflage liegt vor.

Dr. Rothe erläutert alle verfügbaren
Quellen über die Dörfer im Kirch-
spiel Grabowen/Arnswald, damit
sich Zeitzeugen „zu ihren Wurzeln
bekennen können“; und ordnet sie
ein in die Geschichte Preußisch Li-
tauens. Historikern bietet er „eine Er-
satzquelle, die kritischem Anspruch
standhält“. Dieses doppelte Ziel er-
reicht er mit seiner beispielhaften
landeskundlichen Studie „Ortsatlas
des Kirchspiels Grabowen“.

Denn Wert und Reiz gewinnt sei-
ne Darstellung der Wechselbezie-
hung der großen Geschichte Ost-
preußens und Preußisch Litthau-
ens mit der Lebenswirklichkeit ma-
sowischer und prußisch-litauischer
Dörfer (nahe der alten Reichsgrenze
zu Polen) durch kommentierte
Quellen und zahlreiche Fotos mit
typischen Motiven. Die 48 Orte des
Kirchspiels werden dokumentiert
vom 16. Jahrhundert bis heute
durch eine breite Basis staatlicher,
kirchlicher und privater, praktisch
kaum zugänglicher Quellen. Er er-
mittelte sie in mehr als einem Dut-
zend deutscher und polnischer Ar-
chive und Bibliotheken und ver-
öffentlicht sie hier, zum Teil erst-
mals: Belege für die Ortsnamen pru-
ßischer, masowischer, litauischer
und deutscher Herkunft, staatliche
und kirchliche Gliederungen, Sied-
lungsstrukturen; historische Karten,
Einwohnerlegenden und detailge-
treue Dorfpläne (Stand 1944), Zeitta-
feln für jeden noch so kleinen Wei-
ler, Bevölkerungsverluste durch
Krieg und Kriegsfolgen, Bestands-
aufnahmen der erhaltenen Bausub-
stanz, Fluchtberichte. Die lückenlo-
sen statistischen Daten sind ver-
knüpft mit persönlichen Schilde-
rungen, Notizen, Anekdoten, Dorf-
beschreibungen. 

Die Siedlungsgeschichte Ostpreu-
ßens im zweiten Teil beschränkt Dr.
Rothe auf die wichtigen „Zäsuren“:

auf die Erstbesiedlung der „Großen
Wildnis“ (später „Preußisch Litthau-
en“, Reg.-Bez. Gumbinnen), Kriege,
Katastrophen, Aufbauleistungen so-
wie deren Auswirkungen auf das
flache Land. Die Perspektive der
Siedler multi-ethnischer, -regionaler
und -konfessioneller Herkunft ver-
mittelt gelegentlich neue Einsichten
über die Lebenswirklichkeit der Do-
mänenbauern auf dem kulturell zu-
rückgebliebenen flachen Land wie
über die klimatisch und geologisch
bedingte kurze Vegetationsperiode,
die Prußen-Nachkommen als erste
Siedler, Rétablissement und Re-
peuplirung nach der großen Pest,
die „Tribukeit’sche Chronik“ über
die Separation 1830 (die „Revolu-
tion von oben“), den Umsturz der
Besitz-Strukturen durch die Agrar-
reformen. Manches vertraute, nicht
selten verklärte Idealbild histori-
scher Vergangenheit wird relativiert
– wie die Rolle der Salzburger, der
schmerzhafte Weg zur freien Bau-
ernwirtschaft, die mühsame Alpha-
betisierung; dankenswert deutlich
betont wird die Funktion des evan-
gelischen  Pfarrhauses als Katalysa-
tor bei der Verschmelzung (nicht
Germanisierung) der verschiedenen
ethnischen Glaubensflüchtlinge mit
dem hohen Anteil prußischer Urbe-
völkerung. Friedrich Wilhelm I. wird

als sozialer Reformer, Ökonom und
Fürsprecher der kleinen Leute
durch sein lebenslanges Engage-
ment für die tolerante Erhaltung der
ethnischen und konfessionellen
Identität der Masowier und der Li-
tauer gewürdigt. Die Chronik der
Pfarrei Grabowen wird erstmals pu-
bliziert, mit Details des Kirchen-
kampfes der Bekennenden Kirche in
dem kleinen Kirchdorf.

Das Werk schließen ab bisher un-
bekannte Einzelheiten der Wieder-
besiedlung nach 1945 aus amtlichen
polnischen Quellen (überwiegend
durch Polen aus dem benachbarten
Suwalki und eben nicht durch Um-
siedler aus den an Rußland verlore-
nen polnischen Ostgebieten!), Bele-
ge über Zerstörungen der abzie-
henden Roten Armee Ende 1945,
viel folgenschwerer als die geringen
Kriegszerstörungen (erwähnenswert
die Mitwirkung des polnischen Hi-
storikers J. Soma). Dieser historische
Teil macht das Buch selbst für Leser
interessant, die nicht aus Grabowen
stammen. 

Das Werk verdankt seinen Ein-
druck einer vielschichtigen Darstel-
lung dem Umstand, daß der Jurist
und Historiker Rothe, Jahrgang
1934, selbst in der Region verwur-

zelt ist. Wohl deshalb vermag er das
auf den Boden fixierte Heimatgefühl
zu vermitteln, das Gräfin Dönhoff
als die besondere Verwobenheit der
Menschen aus dem Osten mit „ih-
rem“ Land charakterisiert, das Fest-
halten an Grund und Boden, die Zu-
wendung zur herben Landschaft
(Die Zeit 20. November 1970). 

Der Gesamteindruck bleibt der ei-
nes gelungenen Wurfes. Glück-
wunsch der Kreisgemeinschaft Gol-
dap für das Ergebnis ihrer Auf-
wendungen zu dieser Landesauf-
nahme. SS.. AA..

„OOrrttssaattllaass ddeess KKiirrcchhssppiieellss GGrraabboo--
wweenn ((AArrnnsswwaalldd))““, brosch., lamin.
Umschlag, 216 z. T. farbige Abb.,
404 Seiten, 25 Euro

MIT LIEBE ZUM DETAIL
Ortsatlas des Kirchspiels Grabowen (Arnswald) wurde neuaufgelegt

DEN MÖRDERN AUF DER SPUR
Helmut Mattke über Gewalttaten in ostpreußischen Wäldern

Förster, Jäger und natürlich
Ostpreußen gehören zu dem
treuen Lesepu-

blikum, das von Hel-
mut Mattke seit einigen
Jahren regelmäßig mit
Geschichten aus dem
Walde beliefert wird.
Auch sein neuestes
Buch „Duell im dun-
klen Tann“ spielt wie-
der im Forst. Inspiriert
von den Fällen des Kri-
minalkommissars und 
-statistikers Otto Bus-
dorf (1878–1957) hat er
authentische Gewaltta-

ten in Ostpreußen recherchiert und
dabei so einige frevelhafte Morde

an Förstern und Forst-
gehilfen ausfindig ge-
macht. 

Für Personen, die mit
der Region Ostpreußen
nicht so vertraut sind,
gibt er gleich zu Beginn
eine kurze, aber umfas-
sende Zusammenfas-
sung der Geschichte sei-
ner Heimat. Er, der aus
einer Försterfamilie
stammt, kann selbst aus
seinem eigenen Ver-

wandtenkreis von einem Mord be-
richten. Allerdings sind die Gewalt-
taten, da die Täter meist irgendwel-
che Wilderer sind und die Ge-
schichten sich somit ähneln, in ihrer
Anhäufung nicht sonderlich span-
nend. Richtet man sein Augenmerk
hingegen auf die beschriebenen All-
tagssituationen, ist dem Buch eini-
ges abzugewinnen, da Helmut Matt-
ke hier sehr detailgenau das Leben
im Ostpreußen der Vergangenheit
beschreibt. RR.. BB..

HHeellmmuutt MMaattttkkee:: „„DDuueellll iimm dduunnkklleenn
TTaannnn““,, Wage-Verlag, Tessin 2002,
gebunden, 245 Seiten, 17,76 Euro
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Lieferung gegen Rechnung, Versandkostenpauschale a 4,– / Auslandslieferung gegen
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Straße, Nr.

PLZ, Ort
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Tel.

04/2003

Unterschrift

Königsberg Express
Ein herausragender Bildband mit
alten und neuen Motiven dieser

legendären Zugverbindung
Geb. 112 S. € 21,00

Das Duell der Großväter
und andere Geschichten aus

einer Kindheit in Ostpreußen,
spannend und humorvoll erzählt

TB, 144 S. € 8,50

Von Sibirien bis zur Spree
Waghalsige Flucht eines

Fahnenjunkers
TB, 204 S. € 9,80

Das Inferno Ostpreußen
Der Autor erzählt die Schick-
sale von sich, Familie und

Freunden, auch an der Front.
TB, 201 S. € 20,50

Humor´chen
aus

Ostpreußen
CD

€ 12,95

Der
fröhliche

Ostpreuße
CD

€ 12,95

Mannchen,
ham wir
gelacht!

CD
€ 12,95

Darüber lacht Ostpreußen
Lustige Geschichten, Erzählungen und Lieder aus der Heimat.

Ostpreußischer Humor
Bernotat vertellt Zatzkes und Dammeleien

CD € 9,80

Deutschlandtreffen 2002
Die Videodokumentation des

großen Treffens in Leipzig
Video, ca. 120 Min. € 21,00

Nördliches Ostpreußen
Gegenwart und Erinnerung

einer Kulturlandschaft
Geb. 176 S. € 39,90

Wo der Sprosser sang
Ein Buch der

ostpreußischen Familie
Geb. 128 S. € 10,20

Masuren
Ein Buch mit vielen ausge-
zeichneten Farbfotos lädt zu

einer gedanklichen Reise nach
Masuren ein

Geb. 224 S. € 39,90

Menschen hinter Stacheldraht
Flüchtlingslager in Oksböl

1945–1949
Geb. 116 S. € 23,00

Weiße Schatten über frem-
den Spiegeln

Alte und neue Erinnerungen an
Ostpreußen

Kart. 142 S. € 9,00

XK 895
Stürmer hielt seine Erlebnisse
in Stalins Straflagern in herausra-
genden Illustrationen und Texten

fest. Geb. 158 S.
€ 20,00

Rosen im Dezember
Geschichten aus der

alten Heimat
TB, 202 S. € 11,70

Im Land von Kartoffel
und Stippe

Eine ostpreußische Familie
in Preußen

TB, 220 S. € 12,50

Der Hof an der Grenze
Ein masurischer Heimatroman

Geb. 334 S. € 16,00

Berlin – Sibirien
und zurück

Bruno Halws Erinnerungen an
die Kriegsgefangenschaft

Geb. 88 S. € 11,00

• Der neue
Ruth Geede

Die preußischen
Königinnen

Das erste Buch über die
Gemahlinnen der

Hohenzollernkönige
Geb. 324 S. € 29,90

Elisabeth Christine und
Friedrich der Große

Wohl eine der bizarrsten
Ehegeschichten des

europäischen Hochadels.
Geb. 239 S. € 20,00

Preußens Luise
Vom Entstehen und

Vergehen einer Legende
Geb. 144 S. € 14,00

Friedrich der Große
Das wichtigste Werk über
den großen Preußenkönig

Geb. 538 S. € 25,00

Preußen
Die Geschichte Preußens,ein

umfassender gesellschaftlicher,
wirtschaftlicher und kultureller Prozeß

Geb. 247 S. € 34,00

Holt Hartmann vom Himmel!
Die Geschichte des

erfolgreichsten Jagdfliegers
der Welt

Geb. 342 S. € 16,00

Schatzkästchen
Ostpreußen
Die schönsten
Filme über Ost-
preußen aus den
Jahren 1925 bis

1945 in der
Originalbild- und

-tonfassung. 3
VHS-Cassetten

mit je ca. 65
Minuten
Laufzeit

Video
     € 45,95

Otto von Habsburg
Die autorisierte Biografie

Geb. 576 S. € 34,90

Videofilm in 2 Teilen
Teil I:

Marienburg, Weichselland,
Königsberg, Tannenberg-
Fahrt, Oberland, Frisches

Haff, Ermland.

Iwan, das Panjepferd
Die große Flucht wird wieder
lebendig – durch die Augen

eines dreizehnjährigen Kindes
Geb. 256 S. € 19,90

Teil II:
Masuren, Rominter
Heide, Trakehnen,

Memelniederung, Sam-
land, Kurische Nehrung,
Pillau, Zoppot, Danzig.

Video € 40,90

Soeben
erschienen

Der Brand
Eine plastisch geschilderte
Ereignisgeschichte der
militärisch völlig sinnlosen
Zerstörung deutscher
Städte, einer zweitausend-
jährigen Stadtkultur. Die
zielgerichtete Ermordung
von etwa 600.000 Zivilisten
vor allem durch Brandbom-
ben, die Feuerstürme
bis zu 1400 Grad Celsius zu
erzeugen vermochten, aber
auch durch Sprengbomben
und Luftminen.

Geb. 334 S. € 25,00

E-Mail



Von der Bevölkerungs- über
die Finanz- bis zur Europa-
politik umriß unser Autor

in Folge 2 seines Aufsatzes weite-
re zentrale Reform-Forderungen,
um am Schluß des heutigen, letz-
ten Kapitels konkrete Vorschläge
auch zu einer Neugestaltung der
Unionsparteien in die Diskussion
zu werfen.

VVeerrtteeiiddiigguunnggssppooll ii tt iisscchh::  

– Bei der Mitwirkung an inter-
nationalen militärischen Befrie-
dungsaktionen außerhalb Euro-
pas sollte sich Deutschland
äußerste Zurückhaltung auferle-
gen. Eine sinnvolle Zukunft der
Deutschen Bundeswehr liegt in
ihrer Aufteilung in ein Kontingent
wehrpflichtbegründeter Territori-
alstreitkräfte und ein Kontingent
von Eingreifstreitkräften für Kri-
sengebiete auf Berufsbasis. 

SSiicchheerrhheeii ttss--
uunndd rreecchhttssppooll ii tt iisscchh::  

– Mit allen rechtsstaatlichen
Mitteln muß verhindert werden,
daß auch in Deutschland interna-
tionale Kriminalität und mafiöse
Strukturen zum Dauerbestandteil
des öffentlichen Lebens werden.
Eine konsequente Verfolgung be-
reits von Klein- und Bagatellkri-
minalität schwächt den Nährbo-
den für die große Kriminalität.
Dem noch immer zunehmenden
Rauschgifthandel und Drogen-
konsum sollte einerseits mit syste-
matischer Anti-Drogen-Erzie-
hung, andererseits mit härteren
und wirksameren rechtlichen
Mitteln als bisher entgegengetre-
ten werden. 

– Opferfürsorge muß wieder
den Vorrang vor Täterfürsorge be-
kommen. Die Verfahrenszeiten in
allen Bereichen des Zivil- und
Strafrechts sind drastisch zu ver-
kürzen. 

– Die Wahl der Bundesverfas-
sungsrichter ist einem
parteipolitisch neutralen
Gremium zu übertragen. 

GGeessuunnddhheeii ttss--
ppooll ii tt iisscchh::  

– Nur durch systemati-
sche Prävention und
Stärkung der Selbstverantwor-
tung für die eigene Gesundheit
läßt sich der drohende finanzielle
Kollaps unseres Gesundheitssy-
stems noch verhindern. An allen
allgemeinbildenden Schulen soll-
te daher das Fach Gesundheitser-
ziehung eingeführt werden. Ein
konsequentes Rauch- und Alko-
holverbot für Kinder und Jugend-
liche an Schulen und in der Öf-
fentlichkeit darf nicht länger
aufgeschoben werden. 

– Schulmedizin und Naturme-
dizin sollten in den Studiengän-
gen miteinander ausgesöhnt und
zusammengeführt werden. Beide
Richtungen – miteinander ver-

bunden, nebeneinander ange-
wandt – bilden die erfolgreiche
Medizin der Zukunft. 

MM ee dd ii ee nn pp oo ll ii tt ii ss cc hh ::

– Fernseh- und Rundfunkanstal-
ten – insbesondere die privaten –
sind auf ethisch-moralische
Grundpositionen zu verpflichten.
Bei wiederholter Mißachtung
ethischer Grundnormen sollte Li-
zenzentzug möglich werden. 

– Durch geeignete Gesetze soll-
te einer weiteren Medienkonzen-
tration im Bereich der Verlage
und Printmedien vorgebeugt wer-
den, welche die Meinungsvielfalt
in Deutschland immer mehr in
Frage stellt. 

VVeerrwwaall ttuunnggssppooll ii tt iisscchh::

– Die Verwaltungsschulen sind
so zu strukturieren, daß diese ei-
ne neue Generation von Staats-
dienern erziehen, die Verwaltung
an marktwirtschaftlichen Denk-
kategorien orientiert. 

– Staatliche Bauaktivitäten soll-
ten kostenmäßig an vergleichba-
ren privaten Objekten ausgerich-
tet werden. 

KKuull ttuurrppooll ii tt iisscchh::

– Die Kulturpolitik der Länder
und des Bundes hat intensiver als
bisher die eigene Kultur zu för-
dern. Bei aller Offenheit gegen-
über auswärtigen Einflüssen und
fremden Kulturen – und darin hat
Deutschland eine jahrhunderte-
lange Tradition – bedürfen auch
die kulturellen Eigenkräfte in Li-
teratur, Malerei, Plastik, Musik,
Theater und Film einer systemati-
schen und engagierten Pflege. 

– Deutschland bedarf eines
Sprachinstituts, ähnlich der Aca-
demie Française, zur Pflege und
Weiterentwicklung unserer deut-
schen Sprache.

UUmmwweell ttppooll ii tt iisscchh::  

– Der Versöhnung von Ökono-
mie und Ökologie ist höchste Auf-
merksamkeit zu widmen. Beide
politischen Zielsetzungen sind
keine Gegensätze, sondern auf-
einander angewiesen und un-
trennbare Notwendigkeiten.

– Eine breit angelegte, kontinu-
ierliche Forschungsarbeit zur Ent-
wicklung neuer Technologien zur
Elektrizitätserzeugung muß in
Gang gesetzt werden. Die Nut-
zung der Sonnenenergie darf –
insbesonders wegen der zu er-
wartenden hohen Exportraten in
die Äquatorländer – nicht ver-

nächlässigt werden. Die Ablösung
von benzin- bzw. dieselgetriebe-
nen Fahrzeugen durch solche mit
neuen Antriebsformen (Wasser-
stoff/Brennstoffzelle/Methanol/
Erdgas usw.) muß vorangetrieben
werden.

– Der Begradigung und Kanali-
sierung von Flüssen und Bächen
sowie der Aufhebung oder Zer-
störung von Auen-Gebieten als
Hochwasserauslaufzonen muß
ein Ende gesetzt werden.

– In der Außenpolitik hat die
Erhaltung der tropischen Regen-
wälder als unersetzli-
ches Sauerstoff-Reser-
voir für die gesamte
Menschheit, ja das Le-
ben schlechthin, eine
zentrale Rolle zu spielen.

WWaass ddiiee FFrraauueenn
aannggeehhtt ::

– Wir brauchen keine Emanzi-
pationsbewegung, die Frauen den
Männern angleicht, sondern eine
Emanzipationsbewegung, die die
typischen weiblichen Eigenschaf-
ten (beispielsweise Nähe zum
praktischen Leben und zu prakti-
schen Lösungen, Realitätssinn,

Einfühlungsvermögen,
Teamgeist, Kontaktfähig-
keit, Organisationstalent)
endlich in ihrem Wert
schätzt und in die Politik
einbezieht. 

– Die Mutterrolle muß
wieder als eine der zen-

tralen Leistungen der Frauen un-
eingeschränkt gesellschaftliche
Achtung und Unterstützung fin-
den. 

Die Rückkehr von Frauen, die
nach der Kindererziehung wieder
einer außerhäuslichen Arbeit
nachgehen wollen, ist zu erleich-
tern. Das Prinzip gleicher Lohn
bei gleicher Arbeit für Frauen
muß vollständig verwirklicht wer-
den. 

Mit diesen Reformen, wenn sie
noch greifen sollen, muß schnell-
stens begonnen werden, nicht
irgendwann. Noch hat Deutsch-
land die Kraft dazu.

PPaarrtteeiippoolliittiisscchhee EElliitteebbiilldduunngg
–– eeiinnee zzeennttrraallee AAuuffggaabbee::

Ist es vorstellbar, daß die Uni-
onsparteien doch noch einmal
nach einer absoluten Mehrheit
greifen? Das würde voraussetzen,
daß die CDU/CSU sich als eine
Partei neuen Typus entwickelt.
Dazu gehört in erster Linie die
Ausprägung einer neuen partei-
politischen Elite. 

Ist der Anspruch auf eine sol-
che Elite in Deutschland zu hoch
gegriffen? Pater Basilius Streitho-
fen klagte vor Jahren in seinem

Buch „Ist die CDU noch zu ret-
ten?“, daß Parteikritik in „große
Mode“ gekommen sei und äußer-
te die Überzeugung: „Die Bürger
überfordern die Politiker, die auch
nur Menschen unserer Gesell-
schaft sind, mit allen Stärken und
Schwächen. Was die einzelnen
Bürger nicht leisten können oder
wollen, das vermögen auch die
Politiker nicht zu leisten.“ 

Doch genau diesen Maßstab für
Politik muß die CDU/CSU über-
winden. Wenn der Anspruch auf-
gegeben werden würde, vom Poli-
tiker mehr zu fordern als von
allen anderen Bürgern, dann wäre
dies die Kapitulation der Politik
vor den anstehenden Problemen. 

Humoristen erzielen derzeit die
besten Lacherfolge, wenn sie über
die Qualität von Abgeordneten
spotten. Ein norddeutscher Hu-
morist hat bei seinen Auftritten
bereits am Anfang Riesenbeifall,
wenn er beginnt: „Ich heiße Gün-
ter Willumeit – Deutschlands
größter und bekanntester Humo-
rist und Parodist. Ich selbst habe
keine Ahnung von Politik; ein
Schicksal, das ich mit vielen
Bundestagsabgeordneten teile.“
Schlimmer kann unsere gegen-
wärtige politische Elite nicht in
Verruf gekommen sein. 

Welche Charaktereigenschaften
sollten einen Politiker auszeich-
nen? Unbestechlichkeit, Weit-
sicht, Kooperationsbereitschaft,
Initiativkraft, Durchsetzungsver-
mögen, Mut, Ausdauer, Verant-
wortungsbewusstsein, Fleiß,
Überblick über das Ganze, feste
Bindung an ethische Normen und
Wertmaßstäbe, herausragende
Allgemeinbildung und Fachwis-
sen in den eigenen Spezialgebie-
ten. Nur in den seltensten Fällen
kommen diese Eigenschaften frei-
lich in einer Persönlichkeit zu-
sammen, die noch keine Berufser-
fahrung hat. Deshalb sollte die

Christlich-Demokrati-
sche-Union in ihre Sat-
zungen aufnehmen: Ein
Mandat in Landesparla-
menten, im Bundestag
oder im Europaparlament
sollte nur wahrnehmen,
wer mindestens acht Jah-
re Berufserfahrung hat. 

Politik ist eine Aufgabe, die –
wie Bismarck es richtig ausdrück-
te – eine Kunst darstellt. Das gilt
ebenso für die Arzt- oder Lehrbe-
rufe, in denen die Ausübenden
große Verantwortung tragen. Be-
gabung und handwerkliches Rüst-
zeug sind die Vorraussetzungen,
um erfolgreich in diesen Berufen
tätig zu sein. Begabungen können
gefördert, das handwerkliche
Rüstzeug muß gelehrt werden.
Dies findet bei in der Politik Täti-
gen noch nicht ausreichend statt.
Zwar haben auch die CDU und
CSU ihnen nahestehende Akade-
mien. Aber sie werden zur Ausbil-
dung und Fortbildung der Politi-
ker noch zu wenig genutzt. Das
gilt besonders auch für den politi-
schen Nachwuchs. In den Satzun-
gen von CDU und CSU sollten
deshalb Bildungspflichten für alle
höheren Mandatsträger verankert
werden. Sie sollten politisches
und geschichtliches Grundwissen
sowie Erkenntnisse und Erfahrun-
gen jener Spezialbereiche umfas-
sen, in denen die zukünftigen Ab-
geordneten ihre Ausschußarbeit
leisten. In bezug auf wichtige Zu-
kunftsthemen wäre es für die All-
gemeinheit  nützlich,  auch  Abge-

Fortsetzung auf Seite 11

WIR MÜSSEN AN DIE WURZELN GEHEN
Die dramatische Bestandsaufnahme der Lage Deutschlands und Vorschläge für eine radikale Wende (Teil III)

Hoffnungslosigkeit, Zukunftsangst – und eine tiefe Verachtung des politischen Führungs-
personals prägen die niedergeschlagene Stimmung der Deutschen: Erwerbslose in einem Bre-
mer Arbeitsamt Foto: dpa

Das erste Mal seit über 50 Jahren hat Deutschland
in drei aufeinanderfolgenden Jahren ein Wirt-
schaftswachstum von unter einem Prozent zu ver-
kraften. Für unseren Autor nur das Symptom einer
umfassenden Krise. Als CDU-Politiker versucht er,
die Grundzüge einer erfolgreichen Unionspolitik zu
entwerfen, die den Deutschen eine glaubhafte Al-
ternative zum rot-grünen Stillstand bieten soll.

Von Uwe GREVE

WIR BRAUCHEN KEINE

EMANZIPATIONSBEWEGUNG, DIE FRAUEN

DEN MÄNNERN ANGLEICHT

ABGEORDNETE IN LAND- ODER

BUNDESTAG SOLLTEN MINDESTENS ACHT

JAHRE BERUFSERFAHRUNG HABEN
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ordnete häufiger in Kolloquien
mit Experten zusammenzuziehen.
Hier könnten sie sich zum Bei-
spiel noch mehr als bisher das nö-
tige Rüstzeug für Entscheidungen
verschaffen, die im Bereich der
Bildung, der Wirtschaft, des Ver-
kehrs, der Energiewirtschaft, der
Gentechnik, im Umweltbereich,
in der Europa- und Verteidigungs-
politik und in der inneren Wie-
dervereinigungspolitik in den
nächsten Jahren gefällt werden
müssen. Auch wenn die Unions-
parteien in diesem Punkte ande-
ren Parteien manches voraus ha-
ben, ist dies kein Trost. 

Wenn andere Parteien diese
Notwendigkeiten noch mehr ver-
nachlässigen, so muß es für die
Unionsparteien ein be-
sonderer Anreiz sein, die
Vorreiterrolle zu über-
nehmen. Wenn CDU und
CSU die Parteien sein
wollen, die den Reform-
stau lösen und Deutsch-
land in eine positive Zu-
kunft führen wollen,
dann müssen sie sich jetzt stärker
als bisher der Elitefrage stellen.

Wenn hier von Elite im Zu-
sammenhang mit den Unionspar-
teien die Rede ist, dann darf nicht
verschwiegen werden, daß zu die-
sem Thema auch der Umgang mit
den Querdenkern in der Partei ge-
hört. Einer der besten Köpfe zum
Beispiel, welche die CDU je her-
vorbrachte, war Herbert Gruhl.

Dieser Mann mit germanistischer,
historischer und philosophischer
Universitätsbildung war von 1965
bis 1974 Vorsitzender des CDU-
Kreisverbands Hannover-Land.
1969 zog er in den Bundestag ein.
In der großen Umweltschutzde-
batte des Jahres 1970 zeigte er be-
reits seine hohe Kompetenz in
Umweltfragen. Aber die Unions-
führung konnte sich mit ihm nicht
anfreunden. Statt stolz zu sein, ei-
nen solchen Vor- und Querdenker
in den eigenen Reihen zu haben,
wurde er in eine hoffnungslose
Außenseiterposition abgedrängt.
Enttäuscht und aus Protest gegen
die unzureichende Umweltpolitik
der Union verließ er 1978 die Par-

tei. Weder Helmut Kohl noch an-
dere CDU-Spitzenpolitiker hatten
zu diesem klugen Kopf eine geisti-
ge Verbindung gefunden. Nie-
mand von ihnen begriff, daß die-
ser in seinem Denken, Fühlen und
Handeln wertkonservative Mann
in keine andere Partei gehörte als
in die Union. Umweltschutz und
Lebensschutz gehören zu den
grundsätzlichen Bewahrungsauf-
gaben einer christlichen Partei.

Und wenn Gruhl oft mehr forder-
te, als in der damaligen Situation
erreichbar war, so hätte ihm als
ständigem Mahner dennoch un-
bedingt der Raum in unserer
Volkspartei erhalten werden müs-
sen. 

Herbert Gruhls Bücher
„Ein Planet wird geplün-
dert“ und „Himmelfahrt
ins Nichts“, beide getra-
gen von tiefstem Verant-
wortungsbewusstsein
und leidenschaftlichem
Willen, die Erde im Zu-
stand der Bewohnbarkeit zu be-
lassen, gehören zu den bedeu-
tendsten, die Unionspolitiker je

schrieben. 

Selbst wenn manche
seiner Zielsetzungen in
der praktischen Politik
nicht verwirklichbar wa-
ren – eine Parteiführung,
die das Ausscheiden ei-
nes solchen Mannes mit

Erleichterung registrierte, fällte
damit über sich selbst kein günsti-
ges Urteil. 

Ganz zu schweigen von einer
anderen Tatsache: Wenn die CDU-
Führung sich unter Führung von
Herbert Gruhl einen Umwelt-
schutzflügel in der Partei geschaf-
fen hätte, wären die Grünen eine
Sammlung von Kommunisten und
Chaoten geblieben. 

Wertkonservative Umweltschüt-
zer und zahllose Umweltschutz-
praktiker vor Ort wären nicht den
Grünen beigetreten, sondern hät-
ten sich in der CDU sammeln
können. Die grüne Bewegung ge-
hört mit ihrem konservativen An-

satz unzweifelhaft in die Union.
Dieses Versäumnis hat die Partei-
enlandschaft zum noch lange wir-
kenden Nachteil der Christdemo-
kraten verändert. 

Für eine neue parteipolitische
Elitebildung aber gilt: CDU und
CSU müssen es lernen, unbeque-
me Querdenker zu ertragen. 

Weitere Vorschläge zur Erneue-
rung von CDU und CSU:

Wenn die Unionsparteien einen
neuen, modernen Typus von Par-
tei verkörpern wollen, dann müs-
sen sie auch der Verbeamtung der
Parlamente entgegenwirken und
dafür Sorge tragen, daß mehr
Selbstständige, Handwerker, Wis-
senschaftler, aber auch Hausfrau-
en und Arbeiter in die Parlamen-
te gelangen. Es gibt viele Wege, 

die Zusammensetzung der Parla-
mente zu verändern. Einer wäre,
die finanziellen und beruflichen
Vorteile für die Kandidaturen von
Beamten abzuschaffen. Für die
Landesparlamente, in den kleinen
Bundesländern, würde sich eine
Umwandlung zu „Feierabendpar-
lamenten“ anbieten: Sitzungsbe-
ginn 16.00 Uhr; jeder Abgeordne-
te gehört nur einem Ausschuß an.
Bei verdoppelter Abgeordneten-

zahl könnten die Parla-
mente alle notwendigen
Arbeiten leisten. 

Für solch eine Form
politischer Mitarbeit
würden sich auch Wirt-
schaftsführer, Handwer-
ker und viele andere

unterrepräsentierte Berufsgrup-
pen erwärmen können. 

Ein Vorschlag von Erwin K.
Scheuch könnte ebenfalls die Ver-
beamtung der Parlamente in
Grenzen halten: „Um auch Exper-
ten ohne Einbindung in die Basis
eine vorübergehende Mitwirkung
als Berufspolitiker zu ermög-
lichen, sind die Listen zu einem
Fünftel mit Kandidaten zu beset-
zen, die nicht lokal kandidieren.
Sie werden von den Vereinigun-
gen vorgeschlagen.“ 

Wenn CDU und CSU mit sol-
chen Ideen nicht nur an die Öf-
fentlichkeit träten, sondern sie –
soweit das mit ihren Kräften mög-
lich ist – auch durchsetzten, wä-
ren sie auf einem Status, dem die
Konkurrenz, selbst wenn sie
wollte, nicht so schnell folgen
könnte. ■
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STATT STOLZ AUF SIE ZU SEIN,
WERDEN QUERDENKER IN DER UNION

ALLZUOFT ABGEDRÄNGT

CDU UND CSU MÜSSEN DER

VERBEAMTUNG DER PARLAMENTE

ENTGEGENWIRKEN
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„Irgend etwas müssen wir falsch gemacht haben, der Hahn jeden-
falls sagt keinen Ton mehr!“ Zeichnung: Walter Sender

Von den zahlreichen an uns
gerichteten Leserbriefen kön-
nen wir nur wenige, und diese
oft nur in sinnwahrend ge-
kürzten Auszügen, veröffent-
lichen. Die Leserbriefe geben
die Meinung der Verfasser wie-
der, die sich nicht mit der
Meinung der Redaktion zu
decken braucht. Anonyme
oder anonym bleiben wollen-
de Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

DÄNISCHE FLÜCHTLINGSLAGER WAREN DIE HÖLLE
BBeettrr..:: „„DDeeuuttsscchhee FFllüücchhttlliinnggee iinn
DDäänneemmaarrkk““ ((FFoollggee 4455))

Das von Hans-Joachim von Lee-
sen besprochene Buch hat in mir
einige Empörung ausgelöst, da ich
als Neun- bis Elfjährige in fünf dä-
nischen Flüchtlingslagern gelebt
habe. Ich kann mich sehr gut an
Einzelheiten erinnern. Wir waren
nun einmal da. Schließlich konn-
ten die Dänen uns nicht alle ver-
hungern lassen. Sie hatten keine
andere Wahl, als uns ein Minimum
an Nahrung zu geben. Teilweise
bekamen wir Knäckebrot, auf dem
es weiß von kleinen Maden wim-
melte. Wir kratzten sie ab und
aßen das Brot. 

Vor der Kapitulation der Deut-
schen hatten wir Ausgang. In Aal-

borg waren wir in einer Schule
untergebracht. Die Läden waren
voll mit Eßwaren wie Fisch und
Fleisch und den herrlichsten Sa-
chen. Alles in großen Mengen. Wir
Kinder, die wir so etwas noch nie
gesehen hatten, kamen uns vor
wie im Schlaraffenland. Hätten die
Dänen es gut mit uns gemeint, sie
hätten uns sicher besser ernähren
können. Im ersten Lager starben
alle Kleinkinder. 

So wie wir Kontakt mit Dänen
hatten, bekamen wir deren Haß zu
spüren. Als eine Lehrerin mit uns
im Freien in der Nähe der Umzäu-
nung turnen wollte, wurden wir
mit Steinen beworfen. Eine Mittel-
ohrentzündung meiner Mutter
wurde nicht behandelt. Ihr Gehör
hatte dadurch Schaden genom-
men. Das Essen wurde auch nie
besser, eher schlechter. Oft gab es
Suppe mit gefrorenem Gemüse.
Trotz großem Hunger kaum ge-
nießbar. Ich denke, viele haben es
eher ihrer robusten Gesundheit zu
verdanken, daß sie überlebt haben.
Im strengen Winter 1946/47 wur-
de uns verboten zu heizen. Die
Menschen in ihrer Not verheizten
Stühle; nur durfte kein Rauch aus
dem Schornstein aufsteigen. Im
letzten Lager hatten die Toiletten
keine Türen. Muß ich nun wirklich
den Dänen dankbar sein, daß sie
uns nicht alle umgebracht haben?

Bei den Schwächsten ist es ihnen
ja gelungen. Zwei Jahre als Kind
hinter Stacheldraht mit Wachpo-
sten, die patrouillierten, war auch
schon Strafe genug. Nur verstehe
ich nie „Strafe wofür?“ Ich denke
nicht daran, den Dänen für zwei
Jahre Stacheldraht und Hunger zu
danken.

Im Frühjahr 1947 bekam meine
Mutter als gebürtige Schweizerin
die Erlaubnis, mit mir in die
Schweiz zu Verwandten zu reisen.
Im Zug nach Kopenhagen wurden
wir von der Polizei aus dem Zug
geholt, weil wir deutsch sprachen.
Meine Mutter stand vor den Män-
nern und konnte nur noch weinen.

In Kopenhagen kamen wir dann
in ein sogenanntes Ausländerla-
ger. Die meisten Insassen waren
Polen. Diese Menschen wurden
mit sehr gutem Essen verwöhnt.
Morgens gab es Haferflocken, ge-
kocht oder roh, Wurst und Käse.
Sehr gutes warmes Mittag- und
Abendessen. Man machte also ei-
nen großen Unterschied zwischen
Deutschen und Menschen ande-
rer Nationalität. Dabei waren die
Deutschen in den Lagern die aller-
schwächsten des Volkes, Frauen
mit Kindern und alte gebrechliche
Menschen. Man kann nicht immer
nur zu allem schweigen.

MMaarriiaannnnee HHaarrttuunngg,, BBaasseell

Anmerkung des Sohnes von
Marianne Hartung: Anstatt den
Dänen dankbar zu sein für zwei
Jahre Freiheitsberaubung sei nach
heutigem Recht doch eigentlich zu
überlegen, ob keine Schadener-
satzforderung zu stellen sei. Oder
warum zahlen die Deutschen
noch für Opfer des Zweiten Welt-
krieges respektive deren Nach-
kommen (welche den Krieg auch
nur, wenn überhaupt, aus den Bü-
chern und Filmen kennen)? Ko-
misch allerdings, daß man den
Dänen für Freiheitsberaubung und
Mord (oder freundlicher ausge-
drückt „fahrlässige Tötung“) noch
dankbar sein soll.

MMaarrkkuuss HHaarrttuunngg,, 
BBaasseell

LUFTWAFFE

BBeettrr..:: „„LLuuffttwwaaffffee wweegg““ ((FFoollggee 11))

Wenn der Bundespräsident die
Beschriftung der Maschinen der
Flugbereitschaft von „Luftwaffe“
in „Bundesrepublik Deutschland“
ändern will, so ist diese Maßnah-
me durchaus zu begrüßen. Die
Luftwaffe ist schließlich eine mili-
tärische Einheit und kein Lufttaxi-
unternehmen für Politiker.

WWeerrnneerr KKuulllliikk,, DDoorrttmmuunndd

MEINE KARIKATUR

BBeettrr..:: OOssttpprreeuußßeennbbllaatttt 

Als eifriger Leser des Ostpreu-
ßenblattes bedanke ich mich für
Ihre immer zutreffenden Beiträge.
Ich mache mir auch so meine Ge-
danken über die heutige Bundes-
regierung und habe dies in der
obenstehenden Zeichnung darge-
stellt. WWaalltteerr SSeennddeerr,, 

SSiinnzziigg

Deutsche Luftwaffe: Bundespräsident Rau will die Flugbereitschaft von „Luft-
waffe“ in „Bundesrepublik Deutschland“ umbenennen lassen. Foto: Archiv

FERN DER HISTORISCHEN WAHRHEIT
BBeettrr..:: WWoollffsssscchhaannzzee iinn PPoolleenn??

In einer Sendung im Deutsch-
landfunk über den Obersalzberg
wurde gesagt, daß Hitler sich 1944
von Berchtesgaden zur Wolfsschan-
ze in Polen zurückgezogen habe. 

Ich habe bis zur Flucht im No-
vember 1944 in Rastenburg/Ost-
preußen gelebt, unweit des Füh-

rerhauptquartiers Wolfsschanze.
Weder Rastenburg noch die Wolfs-
schanze waren polnisches Gebiet.
Wieso sollte Hitler zudem sein
Führerhauptquartier in Polen er-
richtet haben? Oder ging es gar
nicht um historische Wahrheit,
sondern um Meinungsmache in
diesem Radiobericht? 

LLootthhaarr JJ.. RRaatteennssppeerrggeerr,, 
BBaarrkkeellssbbyy
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Das Rad an meines Vaters
Mühle brauste und rauschte

schon wieder recht lustig, der
Schnee tröpfelte emsig vom Dache,
die Sperlinge zwitscherten und
tummelten sich dazwischen; ich
saß auf der Türschwelle und
wischte mir den Schlaf aus den
Augen; mir war so recht wohl in
dem warmen Sonnenscheine. Da
trat der Vater aus dem Hause; er
hatte schon seit Tagesanbruch in
der Mühle rumort und die Schlaf-
mütze schief auf dem Kopfe, der
sagte zu mir: ‚Du Taugenichts! Da
sonnst du dich schon wieder und
dehnst und reckst dir die Knochen
müde und läßt mich alle Arbeit al-
lein tun. Ich kann dich hier nicht
länger füttern. Der Frühling ist vor
der Tür, geh auch einmal hinaus in
die Welt und erwirb dir selber dein
Brot.‘“

So beginnt eine der bekannte-
sten Erzählungen der europäi-
schen Literatur: „Aus dem Leben
eines Taugenichts“. In Königsberg
wurde sie zwischen 1824 und 1826
geschrieben, von Joseph von Ei-
chendorff (siehe auch Folge
3/2003). Er läßt sie in dem einzi-
gen Gutsbesitz beginnen, der sei-
ner Familie geblieben ist, in Sedl-
nitz in Mähren. Die Mühle, an der
das Rad rauscht, ist die Mühle sei-

nes Gutshofes, das lange Dorf ist
Sedlnitz.  – Nach ein paar Stunden
Fußwanderung darf der Tauge-
nichts auf dem prächtigen Reise-
wagen zweier vornehmer Damen
aufsitzen. Sie hatten ihn gefragt,
wohin er denn wandere, und er
hatte in seiner Not kurzerhand ge-
sagt: nach Wien! Dorthin fuhren
auch die Damen, und so kam er am
Abend „... vor ein prächtiges
Schloß hinter einer Lindenallee“.
Seitwärts durch die Bäume sah er
die Türme von Wien. Dieses präch-
tige Schloß ist Schloß und Gut See-
barn im Bezirk Korneuburg, da-
mals wie heute im Besitz der
Grafen Wilczek. Nicht nur die Brü-
der Eichendorff, auch die Weltlite-
ratur hat der Adelsfamilie viel zu
verdanken, denn nur die generöse
Gastfreundschaft des Grafen Franz
Joseph Wilczek (1748–1834), eines
entfernten Verwandten, hatte das
Wiener Studium des Dichters und
seines Bruders überhaupt noch
möglich gemacht. Er hatte Wilhelm
und Joseph von Eichendorff in sei-
nem Palais in der Wiener Herren-
gasse freies Quartier gegeben. Eine
Gedenktafel erinnert daran. Ob-
wohl die Eichendorffs selbst zu
dieser Zeit noch 1.600 Hektar
landwirtschaftlichen Besitz hatten,
waren ihre Vermögensverhältnisse
durch die Schuldenwirtschaft des

Vaters derart zerrüttet, daß ein Stu-
dium der Söhne aus eigenen Mit-
teln nicht mehr finanzierbar war.

„Dicht am herrschaftlichen Gar-
ten ging die Landstraße vorüber,
nur durch eine hohe Mauer von
derselben geschieden. Ein gar sau-
beres Zollhäuschen mit rotem Zie-
geldache war da erbaut und hinter
demselben ein kleines, buntum-
zäuntes Blumengärtchen, das
durch eine Lücke in der Mauer des
Schloßgartens hindurch an den
schattigsten und verborgensten Teil
des letzteren stieß. Dort war eben
der Zolleinnehmer gestorben, der
das alles sonst bewohnte.“ So wird
der Eichendorff’sche Taugenichts
zum Zolleinnehmer. Einen solchen
gab es in der Herrschaft Seebarn
wirklich, nämlich für den Wege-
zoll. Deshalb machte er seinen
Taugenichts zum Einnehmer der
„gnädigen Herrschaft“, in der
Wirklichkeit also der Grafen Wil-
czek. 

„Eines Abends war die Herr-
schaft auf die Jagd geritten; die
Sonne ging eben unter und be-
deckte das ganze Land mit Glanz
und Schimmer, die Donau schlän-
gelte sich prächtig wie von lauter
Gold und Feuer in die weite Ferne,
von allen Bergen bis tief ins Land

hinein sangen und jauchzten die
Winzer. Ich saß mit dem Portier auf
dem Bänkchen vor meinem Hause
und freute mich in der lauen Luft,
wie der lustige Tag so langsam vor
uns verdunkelte und verhallte. Da
ließen sich auf einmal die Hörner
der zurückkehrenden Jäger von
ferne vernehmen, die von den Ber-
gen gegenüber einander von Zeit
zu Zeit lieblich Antwort gaben.“

Dieses Bild kehrt bei Eichendorff
immer wieder, für die Landschaft
um Heidelberg, den anderen Platz
stets erneuerter erinnernder Be-
schwörung, gebraucht er ähnliche
Bilder. Man hat lange Zeit geglaubt,
das seien Märchenszenen, die im
Grunde nirgends und zugleich
überall Wirklichkeit waren. Heute
weiß man, daß Eichendorff sich
recht genau an die Bilder gehalten
hat, die er gesehen, denen er aber
dann seine ganz eigenen Worte ge-
geben hat. Doch seine eigentlich
monotonen landschaftlichen Staf-
fagen haben bei Eichendorff
gleichwohl eine zweite Dimension.
Sie sind literarische Naturmagie,
die sich – vermutlich – auf den ma-
gischen Humanismus zurückführt,
der am Prager Hof Rudolfs II. sein
europäisches Zentrum des 16.
Jahrhunderts hatte.

Zum niederösterreichischen Teil
des Stromlaufes der Donau hatte
Eichendorff eine besonders enge
innere Beziehung. Einmal stammte
sie aus seinen Wiener Studienjah-
ren und den Bildern, die ihm die
Landschaft um Seebarn geboten
hat, zum anderen vom Ende seiner
Kavaliersreise von Paris nach Wien
im April 1808. Von Regensburg
nach Wien fuhren sie mit einem
der Postschiffe, die seit 1663 mit
regelmäßigen Kursen auf der Do-
nau verkehrten. Die Donau und ih-
re Postschiffe kehren in seiner
Dichtung immer wieder. Als der
Taugenichts nach seiner eifersüch-
tigen Flucht von Seebarn aus Ita-
lien nach Österreich zurückge-

kehrt war, ließ der Dichter auch
ihn mit dem Postschiffe auf der
Donau reisen: „... wir beschlossen
sogleich, alle miteinander auf der
Donau nach dem Schlosse der
schönen Gräfin hinunterzufahren.“
Das sollte Seebarn sein. Bei Klo-
sterneuburg ist die lustige Reisege-
sellschaft an Land gegangen: „Das
Schiff stieß an das Ufer, wir spran-
gen schnell ans Land und verteil-
ten uns im Grünen, wie Vögel,
wenn das Gebauer aufgemacht
wird ...“

Der Taugenichts und sein Dich-
ter waren damit an einen der gro-
ßen Orte eines unaufhörlichen
Heimwehs zurückgekehrt, nach
Österreich und in die Donauland-
schaft, die er am besten gekannt
und in der er sich am meisten zu

Hause gefühlt hat. Geschrieben hat
er seine berühmteste Novelle ja et-
wa 1.000 Kilometer weiter nörd-
lich, in Königsberg, als Beamter im
preußischen Staatsdienst, der für
ihn, vorsichtig gesagt, „unbeliebt“
war.

„Die Sonne war schon lange
untergegangen hinter den Bergen,
es schimmerte nur noch ein röt-
licher Duft über dem warmen, ver-
schallenden Abend, aus dem die
Donau immer vernehmlicher her-
aufrauschte, je stiller es ringsum
wurde. Ich sah unverwandt die
schöne Gräfin an, die ganz erhitzt
vom Laufen dicht vor mir stand, so
daß ich ordentlich hören konnte,
wie ihr das Herz schlug. Ich wußte
nun aber gar nicht, was ich spre-
chen sollte vor Respekt, da ich auf
einmal so allein mit ihr war. End-
lich faßte ich ein Herz, nahm ihr
kleines, weißes Händchen – da zog
sie mich schnell an sich und fiel
mir um den Hals und ich um-
schlang sie fest mit beiden Armen. 

‚Siehst du‘, sagte sie nach einem
Weilchen wieder, ‚das weiße
Schlößchen, das da drüben im
Mondschein glänzt, das hat uns
der Graf geschenkt, samt dem Gar-
ten und den Weinbergen, da wer-
den wir wohnen. Er wußt’ es schon
lange, daß wir einander gut sind
und ist dir sehr gewogen ...’, ‚Mein
Gott, schönste gnädigste Gräfin’,
rief ich aus, ‚ich weiß gar nicht
mehr, wo mir der Kopf steht vor
lauter unverhofften Neuigkeiten ...’
‚Aber was nennst du mich denn
Gräfin?’ Ich sah sie groß an. ‚Ich
bin ja gar keine Gräfin‘, fuhr sie
fort‚ unsere gnädige Gräfin hat
mich nur zu sich aufs Schloß ge-
nommen, da mich mein Onkel, der
Portier, als kleines Kind und arme
Waise mit hierher bracht.‘“

Eichendorff war für die Schwä-
chen und vor allem die existenzbe-
drohenden Fehler, besonders des
preußischen Grundadels, alles an-
dere als blind und hat mit Kritik an
seinem Stand nicht gespart, aber in
Frage gestellt hat er die ständische
Gesellschaftsordnung nie. Das
wird in jedem seiner Werke, am
meisten aber im Taugenichts mar-
kant sichtbar. Der wandernde Mül-
lerbursch verliebt sich in eine
„schöne gnädige Frau“ und eine
Gräfin und meint schließlich, sie
erwidere seine Liebe, doch erst als
sie sich als Kammerjungfer zu er-
kennen gibt, „... ist alles alles wie-
der gut“. DDiieettmmaarr SSttuuttzzeerr

AN DER SCHÖNEN
BLAUEN DONAU

Wo Eichendorff und der »Taugenichts« glücklich waren

Edeltraud Abel-
Waldheuer:
„Die Gedanken
sind frei“ – Der
Taugenichts (Öl)

EIN BEGNADETER MEISTER DER LEICHTEN MUSE
Vor 125 Jahren wurde der Komponist Walter Kollo in Neidenburg geboren

BESONDERS WOHL FÜHLTE

SICH EICHENDORFF

IN DER DONAULANDSCHAFT

Walter Kollo: 
Der Kompnist 
aus Neidenburg 
schuf viele 
unsterbliche 
Melodien

Foto: Archiv

Was eine Frau im Frühling
träumt“, „Die Männer sind al-

le Verbrecher“, „Das war in Schöne-
berg im Monat Mai“ – Liedtitel, die
einem noch heute mühelos über die
Zunge gehen. Geschrieben hat sie
einst Walter Kollo, der oftmals
fälschlich für einen Berliner gehal-
ten wird. In der Hauptstadt feierte
der Urvater der Musikerfamilie Kol-
lo (Sohn Willi, 1904–1988, hinter-
ließ eine beachtliche Reihe von
Operetten und Liedern, Enkel René
ist ein hochgeachteter Wagner-Tenor
und dessen Tochter Nathalie eine
gefragte Jazz-Sängerin) zwar seine
größten Erfolge, er stammte jedoch
aus Ostpreußen. 

In Neidenburg wurde er vor 125
Jahren, am 28. Januar 1878, als Wal-
ter Kollodzieyski geboren. Sein Va-
ter besaß dort ein Gut und eine
Dampfmühle. In der Stadt betrieb er
einen Kolonialwarenladen. Kein
Wunder, daß er wünschte, sein Sohn
würde einmal in seine Fußstapfen
treten. Die Mutter jedoch – sie
stammte aus einer Arztfamilie –
unterstützte die künstlerischen Am-
bitionen ihres Sohnes. 

Im thüringischen Sondershausen
studierte Walter Musik; im pommer-
schen Stettin begann er seine beruf-
liche Laufbahn als 2. Kapellmeister
für Oper und Operette. Dort begeg-
nete er auch dem Komponisten Paul

Lincke, der ihm den Weg nach Ber-
lin ebnete. In der Reichshauptstadt
pulsierte das Leben. Walter stürzte
sich mitten hinein, und bald waren
seine Melodien allerorten nachge-
sungene „Gassenhauer“.

Kollo schrieb Lieder für Künstler
des Kabaretts, so auch für die unver-
gleichliche und legendäre Claire
Waldoff. Seine Operette „Der Juxba-
ron“ wurde täglich vor ausverkauf-
tem Haus gespielt. Es folgten „Wie
einst im Mai“, „Die tolle Komteß“,

„Drei alte Schachteln“ und „Mariet-
ta“, mit Texten von Sohn Willi, der
schon mit 20 Jahren ein gesuchter
Textdichter war. Als weitere ge-
meinsame Arbeiten folgten die
Operetten  „Die Frau ohne Kuß“
und „Drei arme Mädels“, ein Sing-
spiel, das 1927 unter der Regie von
Max Reinhardt in Berlin seine Ur-
aufführung erlebte. Am Dirigenten-
pult stand damals Nico Dostal. Spä-
ter feierte diese Operette sogar
auch am Broadway in New York
große Erfolge.

Neben seiner künstlerischen Tä-
tigkeit, für die er, so erinnerte  sich
Sohn Willi, in den Adelsstand erho-
ben werden sollte, ein Vorhaben,
das vom Ausgang des Ersten Welt-
krieges allerdings verhindert wurde,
fand Walter Kollo immer noch die
Zeit, sich auch für die Rechte seiner
Kollegen einzusetzen. Er schuf die
Grundlagen für die spätere GEMA,
die Gesellschaft zum Schutz musi-
kalischer Urheberrechte. Auch
gründete er einen eigenen Musik-
verlag den Willi Kollo 1960 erwer-
ben konnte, nachdem der Vater ihn
einst hatte aufgeben müssen.

Am 30. September 1940 ist Walter
Kollo in Berlin, der Stadt seiner
größten Erfolge, gestorben. Unver-
gessen aber sind bis heute seine Me-
lodien, die so mancher versonnen
noch heute vor sich hinsummt. Me-
lodien, die mitreißen, die aber auch
zu Herzen gehen. Wie etwa die An-
ekdote, an die sich Sohn Willi er-
innerte: „Als am 4. August 1914,
nach der Rede des Kaisers auf dem
Balkon des Berliner Schlosses, wo
er den Kriegseintritt Deutschlands
verkündete, der Kronprinz mit sei-
nen Kindern und Brüdern heraus-
trat, sang die nach Hunderttausen-
den zählende Menge, unter der ich
mich als Schüler befand, meines Va-
ters ,Kleine Prinzen müssen schla-
fen gehn, wenn nachts die Sternlein
am Himmel stehn‘.“ SSiillkkee OOssmmaann
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Franklin T. Roosevelt und Winston Churchill auf der Konferenz von
Casablanca: Hier kamen der US-PrŠsident und der britische Premierminister
Ÿberein, den Krieg gegen die ãAchsenmŠchteÒ nur mit deren bedingungslo-
ser Kapitulation zu beenden Foto: keystone
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